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         Über das Buch

         Im Römischen Reich kam es gelegentlich zu Usurpationen, dabei wurde der Kaiser herausgefordert
            und gestürzt. Im 1. Jahrhundert gelangten auf diese Weise Galba, Otho, Vitellius und
            Vespasian zur Macht. Kein Phänomen beleuchtet das Funktionieren dieser Monarchie so
            gut wie solche Fälle extremer politischer Krisen. In ihnen kommen die Bedingungen
            der Akzeptanz und die Strukturen der Herrschaft jäh zum Vorschein. Mithilfe von Diskursanalyse,
            Politischer Anthropologie und Historischer Soziologie entwirft Egon Flaig in seinem
            Standardwerk eine eigene Theorie des politischen Systems im Römischen Reich und leistet
            damit einen Beitrag zur Kulturgeschichte des Politischen.
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            ἐπιστήμης γὰρ οὔτε νόμος οὔτε τάξις οὐδεμία κρείττων, οὐδὲ θέμις ἐστὶν νοῦν οὐδενὸς
                  ὑπήκοον οὐδὲ δοῦλον ἀλλὰ πάντων ἄρχοντα εἶναι, ἐάνπερ ἀληθινὸς ἐλεύθερός τε ὄντως
                  ᾖ κατὰ φύσιν.

            »Denn der Wissenschaft ist kein Gesetz und keine Anordnung überlegen. 
Auch ist es nicht Satzung, daß die Vernunft etwas anderem untertan und dessen Sklavin
               sei. Sondern sie muß über alles herrschen, sofern sie gemäß ihrer Natur wahrhaft und
               frei ist.«
            

            (Platon, Nomoi)

            ἡ θεωρία τὸ ἥδιστον καὶ ἄριστον

            »Die Theorie ist das Angenehmste und Beste«

            (Aristoteles, Metaphysik)

         

      

   
      
         Vorwort zur neuen Fassung
         

      

      Vor mehr als einem Vierteljahrhundert erschien die erste Fassung dieses Werkes. Als
         ich damals das Thema rechtfertigte, tat ich das mit Sätzen, von denen heute einige
         entbehrlich geworden sind.
      

      Usurpationen ereigneten sich im Römischen Reich während der beiden ersten nachchristlichen
         Jahrhunderte nicht häufig; und im zweiten Jahrhundert waren es noch weniger als im
         ersten. Doch kein Phänomen taugt so sehr dazu, die Struktur der Akzeptanz, der Loyalität,
         die Bedingungen des Funktionierens der römischen Monarchie zu erhellen wie diese extremen
         Fälle politischer Krisen. Dennoch ist die Usurpation erst 1992 systematisch untersucht
         worden, in der ersten Fassung dieses Werkes.
      

      Dabei handelt es sich nicht um ein Versäumnis der empirischen Forschung. Erst unter
         einer spezifischen Konstellation eröffnet sich der Fragehorizont, innerhalb dessen
         die Usurpation als eigenes Feld für die Forschung abzustecken ist. Bestimmte Auffassungen
         des Prinzipats lassen den Gegenstand erst gar nicht in den Blick kommen. So etwa jene
         Konzeption, wonach die Stellung des Kaisers völlig verrechtlicht gewesen sei: In ihrer
         Optik läßt sich die Usurpation nur als Sonderfall bei der Nachfolgeregelung erfassen.1 Doch die Tatsachen widerlegen diese Vorstellung. Denn keine Usurpation der Prinzipatsepoche2 ereignete sich deswegen, weil der verstorbene Kaiser es versäumt hatte, für seine
         Nachfolge zu sorgen. Die Usurpation hat nichts zu tun mit einer fehlenden Regelung
         der Nachfolge. Das Bedingungsverhältnis wirkt umgekehrt: Weil in einer Monarchie Usurpationen
         möglich sind, deshalb kann eine Nachfolgeregelung im Sinne monarchischer Legitimität
         sich nicht herausbilden. Eine kardinale Rolle hat jene Konzeption gespielt, wonach
         es dem Prinzipat an monarchischer Legitimität gebrach: Dieser Sichtweise stellt sich
         die Usurpation als anomischer Vorgang dar, der dem politischen System notwendig inhärent
         war. Bestenfalls wird diese Anomie rechtsphilosophisch eingefangen, was Theodor Mommsen
         aufwändig und rigoros leistet. Mommsen läßt die Usurpation aus der revolutionären
         Struktur des römischen Kaisertums hervorbrechen, als intermittierendes Aufzucken einer
         anarchischen Volkssouveränität. Die Aporien dieser Konzeption, die tief verstrickt
         ist in die staatsphilosophischen Debatten ihrer Zeit, lassen sich aufzeigen.
      

      Die sozialgeschichtliche Forschung hat vom siebten bis zum neunten Jahrzehnt des 20.
         Jhs. neue Themengebiete erschlossen, um die Träger des politischen Systems sowie die
         städtischen Eliten genauer zu untersuchen. Die aufkommende neue Kulturgeschichte hat
         hingegen die symbolische Dimension des Politischen sowie die sozialen und kulturellen
         Praktiken ins Zentrum ihrer Aufmerksamkeit gerückt. Themen, die von der ›staatsrechtlich‹
         orientierten Forschung beherrscht zu sein schienen, hat sie auf andere Weise konzeptualisiert;
         und sie mußte in vielerlei Hinsicht abrücken von der traditionellen Sozialgeschichte.
         Ihr ist es letztlich zu verdanken, daß der römische Prinzipat sich auf neue Weise
         konzipieren ließ. Sie ermöglichte es, die Usurpation als Thema sui generis systematisch
         zu entfalten und forschungspraktisch zu erörtern.
      

      Die römische Usurpation wird hier bestimmt als Herausforderung des amtierenden Kaisers.3 Ein politisches System, in dem der Herrscher herausforderbar ist, betont weniger
         die Legitimität seiner Stellung als vielmehr die Akzeptanz seiner Person. Rückt man
         die Akeptanz des regierenden Kaisers ins Zentrum der Aufmerksamkeit, dann lautet die
         methodische Konsequenz: Es sind Handlungen und Gesten zu untersuchen, die auf Akzeptanz
         hinwirken oder diese beeinträchtigen und untergraben. Folglich hat dieses Buch sich
         auf politische Semiotik einzulassen und nach den spezifischen Bedingungen der Kommunikation
         zwischen den maßgeblichen Gruppen zu fragen.
      

      Indes, ist das nicht eine praxeologisch bedingte Horizontverengung? Heißt das nicht,
         strukturelle Gegebenheiten beiseite schieben und die rechtliche Dimension ausblenden?
         Einige Kritiken an der ersten Fassung dieses Buches haben Anstoß daran genommen, wie
         barsch die staatsrechtlich orientierte Forschung darin abgefertigt wurde. Die Kritik
         ist berechtigt. Jene polemische Härte erklärt sich aus der wissenschaftlichen Konstellation
         zu Beginn der 90er Jahre des 20. Jahrhunderts. Es galt, der Neuen Kulturgeschichte
         ihr Recht zu verschaffen und die Dominanz der verengten Sozialgeschichte aufzubrechen.
         Dabei erwies sich auch der staatsrechtlich gezogene Horizont als Hindernis.
      

      Wir haben nun seit dem Beginn des 21. Jhs. eine ganz andere Konstellation in der Fachwissenschaft.
         Daher hat es nicht genügt, an dem Werk von 1992 ein paar Retouchen vorzunehmen. Vielmehr
         waren ganze Kapitel umzuschreiben. Die kardinalen Thesen haben die Kritiken und Diskussionen
         des vergangenen Vierteljahrhunderts bestanden; daher präsentieren sie sich erneut.
         Allerdings werden sie teilweise verfeinert, präzisiert oder mit neuen Begründungen
         versehen. Denn die Forschung hat in der Zwischenzeit erneut umfangreiche und vielseitige
         Erkenntnisse zutage gefördert. Allerdings habe ich für die neue Fassung des alten
         Werkes nur diejenige Literatur berücksichtigt, die meine Kernthemen berühren.
      

      Der Aufbau des Buches folgt dem zentralen Anliegen.

      Das Kapitel 1 begründet, wieso der römische Prinzipat als Monarchie zu bestimmen ist;
         es umreißt einen komparativen Rahmen, innerhalb dessen usurpationsgefährdete Monarchien
         sich unter einem spezifischen Monarchietyp fassen lassen. Die Kapitel 2 bis 4 widmen
         sich der Kommunikation und der Interaktion des Kaisers mit den drei maßgeblichen Sektoren
         des politischen Systems und explizieren, warum der Prinzipat eine Akzeptanzmonarchie
         war. Hier verdeutlicht sich, wieso die Usurpation als Thema der Forschung sich nur
         erschließt im Rahmen einer neuen Theorie des Prinzipats.
      

      Das Kapitel 5 erbringt das theoretische und forschungsstrategische Fazit der vorangehenden
         Kapitel. Hier wird die Frage nach der Legitimität gestellt; hier findet die Auseinandersetzung
         mit Theodor Mommsen statt – sowohl mit seiner Theorie der Usurpation als auch mit
         seiner These von der ›Dyarchie‹; und hier soll das Modell der Akzeptanzmonarchie die
         theoretische Prüfung bestehen. Das Kapitel 6 erörtert die ersten zwei Kaiserwechsel
         bündig unter dem Aspekt der Kodifizierung der herrscherlichen Befugnisse, den dritten
         Kaiserwechsels hingegen unter dem Aspekt der Kräfteverhältnisse zwischen den maßgeblichen
         politischen Sektoren. Damit ist das Feld abgesteckt, auf welchem die Usurpationen
         sich konkret abspielen, und es wird die erste gescheiterte Usurpation besehen.
      

      Die Kapitel 7 bis 10 behandeln die Usurpationen des 1. Jhs. n. Chr. Die Ereignisgeschichte
         kommt dabei nur insoweit in Betracht, als sie bedeutsam ist für die Analyse des politischen
         Handelns und seiner Spielräume.
      

      Die letzten drei Kapitel 11 bis 13 behandeln systematisch zentrale Aspekte des Themas,
         nämlich das Truppenverhalten, die Reichskonzeption sowie die rechtliche Stellung des
         Princeps.
      

      Die ›Methodische Einleitung‹ gibt Rechenschaft darüber, warum hier die Quellen anders
         gelesen werden als in der Historie sozialgeschichtlicher oder staatsrechtlicher Prägung.
         Sie erläutert ferner, wieso eine theoretische Achsenverschiebung gegenüber der Erstfassung
         nötig geworden ist.
      

      Bedanken möchte ich mich für sorgfältige Fehlersuche bei den Frauen Marthe Becker,
         Franziska Hermes und Carlotta Voß, für Kritik und Ratschläge bei meinem Kollegen Uwe
         Walter, für nachsichtige Geduld auf der Seite des Verlages bei Jürgen Hotz, für beruhigende
         Fernbetreuung bei meinem Kollegen Stefan Rebenich. Für rücksichtsvolle Ablenkung danke
         ich meiner Frau.
      

   
      
         Methodische Einleitung: Die Unordnung des Diskurses. Zur Konstruktion von Historie
         

      

      Die Einleitung zur Erstauflage dieses Werkes verfolgte zwei Ziele. Zum einen machte
         sie die Diskursanalyse stark gegen eine ›herkömmliche‹ Hermeneutik; dies betraf den
         Umgang mit den literarischen Quellen. Zum anderen verdeutlichte sie, welche Möglichkeiten
         der praxeologische Theorieansatz geboten hat; das berührte die Analyse von Ereignisverläufen
         und das Erfassen von sozialem Handeln. Auch regte jene Einleitung dazu an, die semiotische
         Dimension in kommunikativen Prozessen weitaus stärker zu beachten als damals üblich.
         Das war vor einem Vierteljahrhundert. Nun verlangt die veränderte kulturwissenschaftliche
         Lage eine neue Einleitung. Damals war es notwendig, eine beinahe schroffe Abkehr von
         der klassischen Sozialgeschichte vorzunehmen, um die kulturelle Dimension des Politischen
         auf neue Weise in den Blick zu bekommen. Die heutige Forschungspraxis hingegen verlangt
         nach theoretischen Regeln und Methoden, mit deren Hilfe sich die unterschiedlichen
         Ansätze synthetisieren lassen – und zwar ohne Einbuße an Kohärenz. Die neue Einleitung
         muß Einseitigkeiten zurücknehmen, Überspitzungen abschwächen und den Horizont an einigen
         Stellen ausweiten.
      

      
         
            1. Wissenschaftlich konstruieren – eine knappe Rechtfertigung
            

         

         Die Historie als Wissenschaft ist bedroht von den verheerenden Wirkungen jenes Diktums
            von Nietzsche: »Tatsachen gibt es nicht, nur Interpretationen.« Der Diskursanalyse
            sowie der Dekonstruktion gilt dieser Satz als axiomatische Fundierung. Davon hat sich
            die historische Kulturwissenschaft verabschieden müssen. Andernfalls wäre ihr der
            Begriff der Objektivität abhandengekommen. Inzwischen hört man manchenorts den Ruf,
            ›Objektivität‹ sei ein Kampfbegriff und ›Wahrheit‹ sei eine Kenoklese, ein leeres
            lexikalisches Signal ausgebliebenen Sinns, dessen erhabene Hohlheit einschüchtert
            und definitorische Machtansprüche absichert, letztlich ein rhetorischer Effekt. Indes,
            jedwede Episteme, die sich von der Wahrheit als Leitidee verabschiedet, hört auf Wissenschaft
            zu sein; sie ist außerstande zu unterscheiden zwischen Tatsachen und Fiktionen.4 Wenn die Historie keine Wissenschaft mehr sein will, dann stellen sich augenblicklich
            zwei Folgen ein:
         

         Erstens wird dann das ›anything goes‹ zur Richtschnur; der disziplinäre Rahmen verliert
            seine Verbindlichkeit, die methodische Embolie wird zum Dauerzustand, und folglich
            büßt jedwede Methodendiskussion ihren Zweck ein. Das Erzeugen von ›fake history‹ wird
            zur legitimen akademischen Aktivität. Der radikale Konstruktivismus treibt in diese
            Richtung; seine Hochtöner haben die Produktion von ›alternativen Fakten‹ angeheizt,
            welche heute unsere geistige Welt zumüllen. Zweitens verwandelt sich die Historie
            als wissenschaftlich geregelte ›histoire‹ in die ›mémoire‹ von politischen, ethnischen, religiösen, sexuellen oder pseudorassischen Partialkulturen.
            Und diese fabrizieren sich nach Gutdünken Bilder ihrer Vergangenheit, die sie instrumentalisieren,
            um in der Gegenwart Ansprüche anzumelden und die sie aggressiv gegen alle intellektuelle
            Kritik abschirmen. Dieser geistige Klimawandel im postfaktischen Zeitalter ist deswegen
            so beunruhigend, weil er vielleicht weniger reversibel ist als der globale. Wie weit
            sich Kulturwissenschaften bereits eingefinstert haben, bezeugt die kategorische Aussage
            des Soziologen Anthony Giddens:
         

         
            »In science, nothing is certain, and nothing can be proved, even scientific endeavor
               provides us with the most dependable information about the world to which we can aspire.
               In the heart of the world of hard science, modernity floats free.«5

         

         Diese emphatischen Wortgebilde dokumentieren, in welchem Ausmaß aus unseren Disziplinen
            jene theoretische Bildung entwichen ist, welche zu Zeiten von Max Weber oder Emile
            Durkheim vorausgesetzt wurde. Mathematische Gewißheiten haben immer schon gegolten,
            im Andromeda-Nebel ebenso wie in der Milchstraße. Nach Giddens könnten wir morgen
            wieder zum geozentrischen Weltbild zurückkehren und übermorgen die Erde wieder zur
            Scheibe erklären, während Austronauten zu Raumstationen fliegen, Astronomen Gravitationswellen
            nachweisen und Genetiker Lebewesen klonen. Die objektive Realität leugnen hieße, sich
            in einen postfaktischen Zustand zu begeben, den niemand – außerhalb universitärer
            Seminarräume oder der geschlossenen Psychiatrie – auch nur einen Tag überleben könnte.
            Wie sollen jene Wissenschaften, die sich als solche verstehen, unsere Disziplinen
            noch ernst nehmen?
         

         Das zentrale Anliegen der kantischen ›Kritik der reinen Vernunft‹ ist es, den Begriff
            der Objektivität zu verteidigen. Darum nannte Kant seinen transzendentalen Idealismus
            einen »empirischen Realismus«. Und weil die Kulturwissenschaft es mit empirischen
            Sachverhalten zu tun hat, benutzten Wilhelm Dilthey, Georg Simmel, Ernst Troeltsch
            und Max Weber den Begriff ›Wirklichkeitswissenschaft‹. Hätten jene Kulturwissenschaftler,
            die auf den dekonstruktionistischen bandwagon aufgesprungen sind, gelesen, was Johann
            Gustav Droysen etwa 1858 formulierte, dann hätten sie nicht das Rad neu und in quadratischer
            Form erfinden müssen:
         

         
            »Die Wissenschaft der Geschichte ist das Ergebnis empirischen Wahrnehmens, Erfahrens
               und Forschens (ἱστορία). Alle Empirie beruht auf der ›spezifischen Energie‹ der Sinnesnerven, durch deren
               Erregung der Geist nicht ›Abbilder‹, aber Zeichen von den Dingen draußen […] empfängt.
               Er entwickelt sich so Systeme von Zeichen, in denen ihm sich die Dinge draußen entsprechend
               darstellen, – eine Welt von Vorstellungen, in denen er, fort und fort sie in neuen
               Wahrnehmungen berichtigend, erweiternd, steigernd, die Welt draußen hat, so weit er
               sie haben kann, sie haben muß, um sie zu fassen und wissend, wollend formend zu beherrschen.«6

         

         Kantianisch orientierten Historikern ist sehr wohl bewußt, daß der forschende Historiker
            konstruieren muß und deshalb angewiesen ist auf Zeichensysteme und Vorstellungen.
            Die historischen Phänomene, die wir untersuchen, sind uns nicht als empirische Tatsachen
            gegeben. Sie sind, sobald wir uns mit ihnen beschäftigen, notwendigerweise gedankliche
            Gebilde:
         

         
            »Das Gegebene für die historische Forschung sind nicht die Vergangenheiten, denn diese
               sind vergangen, sondern das von ihnen in dem Jetzt und Hier noch Unvergangene, mögen
               es Erinnerungen von dem, was war und geschah, oder Überreste des Gewesenen und Geschehenen
               sein.«
            

         

         Was vergangen ist, kann nicht gegeben sein. Das verändert den Begriff des empirischen
            Forschens: »Die objektiven Tatsachen liegen in ihrer Realität unserer Forschung gar
            nicht vor.«7 Die Niederlage der Römer in der Schlacht bei Cannae ist für den Historiker keine
            ›vorliegende Tatsache‹. Droysen leugnet damit keinesfalls die ›objektive Realität‹;
            denn nach seiner Definiton war die Schlacht bei Cannae sehr wohl eine ›objektive Tatsache‹,
            obschon sie unserer Forschung nicht mehr ›vorliegt‹. Indes, sie lag schon den Mitwirkenden
            nicht mehr als empirische Tatsache vor, als Karthago 14 Jahre später kapitulierte.
            Die Kulturwissenschaft hat es zu tun mit Sachverhalten, die existieren oder existierten,
            ob menschliches Bewußtsein sie wahrnahm oder nicht. Als solche können sie sehr wohl
            ›objektiv‹ und zutreffend sein, denn sie beziehen sich ja auf Wirklichkeit, obschon
            diese Wirklichkeit vergangen und empirisch nicht mehr gegeben ist.
         

         Wichtig ist nun, daß diese in Gedanken konstruierte Wirklichkeit eine fundamental
            andere wird, wenn man sie begrifflich so konzipiert, daß sich aus ihr mehrere verschiedene
            Geschehensverläufe ergeben können, also historische Alternativen. Mit dieser intellektuellen
            Operation verwandelt sich – wie Max Weber ausführte – die gedachte Wirklichkeit in
            einen »Komplex möglicher ursächlicher Beziehungen.« Der nächste Schritt besteht darin,
            jene Faktoren, die in der analysierten Situation wirkten, gedanklich zu isolieren
            und sie zu gewichten. Um sie zu gewichten, sind Hypothesen aufzustellen und nacheinander
            die isolierten Faktoren aus dem Spiel zu nehmen, um zu ersehen, welche Wirkung sich
            auf die gedachten Verläufe ergibt. Indem man verschiedene Vorgänge konstruiert, deren
            Verschiedenheit sich daraus ergibt, welche Bedingungen man verändert und welche Faktoren
            man wegläßt, wird das Gewicht der Faktoren abschätzbar; Weber faßt diese Methode in
            die lapidare Sentenz: »Um die wirklichen Kausalzusammenhänge zu durchschauen, konstruieren
            wir unwirkliche.« Der tatsächlich eingetretene Ereignisverlauf – also das realiter
            Geschehene – erscheint als ein logisch konstruierbares Resultat. Eben das versteht
            Max Weber unter einer ›historischen Erklärung‹.
         

         Indes, wenn man die realen Abläufe eines historischen Geschehens im Geiste abändert,
            um den eingetretenen Verlauf als eine Möglichkeit unter mehreren zu denken, dann ist
            eine Grenze zu beachten. Der Historiker hat die »objektiven Möglichkeiten« herauszuschälen;
            es sind nämlich viele Verläufe aus sachlichen Gründen nicht möglich, obwohl wir sie
            denken können. Was in Anbetracht der objektiven Gegebenheiten möglich ist, war oder
            gewesen wäre, das ist nach Max Weber eine »objektive Möglichkeit«. Aber was berechtigt
            einen Historiker dazu, unter der riesigen Menge von denkbaren Alternativen nur wenige
            als ›objektiv möglich‹ einzustufen und die weitmeisten auszusondern? Webers Antwort
            lautet:
         

         
            »Betrachtet man nun aber diese ›Möglichkeitsurteile‹ – d. h. Aussagen über das, was
               bei Ausschaltung oder Abänderung gewisser Bedingungen geworden ›wäre‹ – noch etwas
               genauer und fragt zunächst danach: wie wir denn eigentlich zu ihnen gelangen? –, so
               kann es keinem Zweifel unterliegen, daß es sich durchweg um Isolationen und Generalisationen
               handelt, d. h. daß wir das ›Gegebene‹ so weit in ›Bestandteile‹ zerlegen, bis jeder
               von diesen in eine ›Regel der Erfahrung‹ eingefügt und also festgestellt werden kann,
               welcher Erfolg von jedem einzelnen von ihnen, bei Vorhandensein der anderen als ›Bedingungen‹,
               nach einer Erfahrungsregel zu ›erwarten‹ gewesen ›wäre‹. Ein ›Möglichkeits‹urteil
               in dem Sinne, in welchem der Ausdruck hier gebraucht ist, bedeutet also stets die
               Bezugnahme auf Erfahrungsregeln.«8

         

         Unabdingbar zum Forschen ist demnach ein positives Wissen von ›Regeln des Geschehens‹,
            ein ›nomologisches‹ Wissen. Dieses erlaubt, Ursachen ›zuzurechnen‹ – genauer: den
            ermittelten Faktoren verschiedene Grade von Wirksamkeit zuzusprechen.9 Solche Regeln müssen erweitert, modifiziert und differenziert werden. Das verlangt
            ihr eigener Begriff, denn sie sind nach Weber aus der Erfahrung gewonnen. Die gedanklich
            vollzogenen Experimente stehen somit auch unter der Kontrolle von empirischen Kenntnissen
            und empirisch gewonnenen Einsichten. Im Folgenden versuche ich das nach Kräften zu
            beherzigen.
         

      

      
         
            2. Historiographische Texte und ihre Diskurse
            

         

         Unsere Disziplin pflegte manche der kaiserzeitlichen Historiographen und Epitomatoren
            als Historiker zu bezeichnen, so als ob sie jener Fachwissenschaft angehörten, die
            mit Chladenius, Ferguson, Gibbon, Ranke und Droysen ihre disziplinäre Kontur gewonnen
            hat. Dagegen erhob sich der Einwand, Thukydides sei »kein Kollege« – eine Sentenz,
            die vortrefflich dazu taugte, die antiken Kulturen ethnologisch zu ›verfremden‹. Doch
            in vielen Hinsichten befolgen Thukydides und Polybios die disziplinären Regeln der
            Historie strenger als ein erheblicher Teil der historiographischen Produktion in den
            vergangenen zwei Jahrhunderten. Vergleicht man die logische Kohärenz und die Konstruktion
            von Kausalitäten, dann ist nicht zu leugnen, daß in den Texten von Thukydides und
            Polybios sich die Historie außerordentlich autonomisierte, wiewohl diese Errungenschaften
            sich nicht verstetigten oder gar mittels eines Lehrbetriebs institutionalisierten.10

         Anders die römische Historiographie der Kaiserzeit. Deren Terminologie löst sich nicht
            aus einer historisch spezifischen Semantik. Nehmen wir als Beispiel den Versuch Plutarchs,
            die Usurpation qualitativ zu klassifizieren. Er sagt, der Aufstand gegen Nero sei
            erst dadurch von einer »Empörung« (ἀπόστασις) zum »Bürgerkrieg« (πόλεμος ἐμφύλιος) geworden, daß er in Galba einen zum Herrschen befähigten Mann zum Führer bekam.11 Die Denotation ›Bürgerkrieg‹ ist für die Forschung nur unter diskursanalytischem
            Gesichtspunkt interessant. Die Usurpation war kein Bürgerkrieg. Den kaiserzeitlichen
            Historiographen ist wenig daran gelegen, unterschiedliche historische Verläufe zu
            sortieren und zu klassifizieren. Das politische Denken der Kaiserzeit verknappt die
            politische Lexik, reduziert dramatisch die Terminologie und schafft somit Homonymien.
            Diese hat man aufzubrechen, will man nicht die Verkennungen wiederholen, die sie herstellen.
            Diesen historiographischen Texten bleibt ihre Dignität dort, wo die Forschung sie
            als semantische Ensembles betrachtet. Das ist aber in der empirisch forschenden historischen
            Wissenschaft nur am Rande der Fall; diese erforscht soziale und politische Praktiken,
            kulturelle Semantiken, Strukturen, Funktionszusammenhänge und ereignishafte Verläufe.12

         Wie weit die kaiserzeitlichen Historiographen von unserer Episteme entfernt sind,
            zeigt sich gerade bei Autoren, die sorgfältig originale Dokumente in ihre Darstellung
            einarbeiten, wie das bei Tacitus der Fall ist. Dennoch suspendiert dieser Historiograph
            sehr häufig die Ereignislogik und entstellt dabei die Abläufe. In seltenen Fällen
            werden die Vorgänge nur verständlich, wenn man das genaue Gegenteil von dem annimmt,
            was der Text sagt.13 Die ›Quellenkritik‹ steht vor diesem Phänomen überwiegend ratlos. Am wenigsten hilft
            eine hemdsärmelige ›Quellenkritik‹, die den Text auseinanderschneidet in Passagen,
            der sie unterschiedliche politische ›Tendenzen‹ zuschreibt. Das erschwert eine Verständigung
            darüber, was als elementarer Bericht von Tatsachen zu gelten hat. Aber ohne Tatsachen
            läßt sich Historie nicht betreiben.
         

         Um den taciteischen Text vor unkontrollierter Verwerfung zu retten, ist ein tauglicher
            Bestand an berichteten Tatsachen zu sichern. Zu diesem Behufe ist diejenige Textebene
            auszusondern, wo die politische Semantik regiert. Dann ist jedes Textelement daraufhin
            zu untersuchen, ob es von der Semantik bis zur Unbrauchbarkeit überwältigt ist oder
            noch Informationen über historische Sachverhalte und Vorgänge hergibt. Das ließe sich
            grosso modo so sagen: Der Forscher hat das Sachliche zu trennen vom Bewerten und auch
            vom Deuten des Historiographen.
         

         Um zu verdeutlichen, wie der Text zu sortieren ist, mögen drei Beispiele aus den Historien
            des Tacitus dienen. Den Textstellen in der linken Spalte sind jeweils rechts Erläuterungen
            zum situativen oder argumentativen Kontext gegenübergestellt:
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1. Ceterum Italia gravius atque atrocius quam bello adflictabatur.

                        (Übrigens wurde Italien damals schwerer und schrecklicher heim­gesucht als im Krieg)
                           <Tac. hist. 2,56,1>
                        

                     
                     	
                        Frühjahr/Sommer 69, zeitweise 120.000 Sol­daten in Oberitalien, wo schon im Früh­jahr/Sommer
                           68 ca 30.000 gestanden waren; logisti­sche Probleme. (Tac. hist. 2,56,2)
                        

                     
                  

               
            

         

         Die spezifische Faktur zeigt sich. Liest man die Erzählung der Geschehnisse, dann
            erwartet man nicht das jeweilige Urteil bzw. den jeweiligen Kommentar des Historiographen.
            Zwischen dem Bericht und der kommentierenden Deutung klafft eine Diskrepanz; das Verhältnis
            beider ist sogar kontradiktorisch. Diese relative Unverbundenheit erlaubt uns, den
            Text zu zerlegen in zwei unterschiedliche Diskurse: Die kommentierende Deutung sowie
            die deutungsteuernde Semantik nenne ich den maximischen Diskurs; die berichtende Erzählung soll berichthafter Diskurs heißen. Diskursanalyse ist also unumgänglich – aber welche soll hier zum Einsatz
            kommen? Der in diesem Buch verwendete Begriff der Diskursanalyse bewegt sich innerhalb
            der Grenze, den die neukantianische Wissenschaftslehre gezogen hat und unterstellt
            sich ihrer Jurisdiktion. Er setzt sich von demjenigen Foucault’scher und Lyotard’scher
            Prägung scharf ab. 14

         Verdeutlichen wir die Zweiteilung. Das rhetorische Verfahren im obigen Beispiel operiert
            mit Hyperbel und Interferenz. Geht man von der Aussage aus, daß 69 n. Chr., als die
            vitellianischen Truppen auf Rom marschierten, Italien grausamer als im Kriege heimgesucht
            wurde, so erwartet der Leser brennende Städte, Verwüstungen weiter Landstriche und
            Versklavung ganzer Bevölkerungen. Doch darüber berichtet Tacitus nichts, denn nichts
            davon geschah. Was sich tatsächlich abspielte, war nicht der Erzählung wert: Furagieren
            und Requirieren. Die Geschehnisse selber wechseln also in einer Verschleifung das
            semantische Feld, d. h. sie werden dem Bereich der Logistik entrissen und dem Bereich
            militärischer Zerstörung zugewiesen. Die Last, die Oberitalien tatsächlich zu tragen
            hatte, erscheint als eine völlig andere; und diese andere hat realiter nichts zu tun mit der tatsächlichen, denn Requirieren und Furagieren sind – auch
            wenn sie als Übel empfunden werden – technisch und organisatorisch andere Vorgänge
            als Ausplündern und Verwüsten. Das militärische Reglement ließ Plünderungen nicht
            zu; die Kommandeure verlangten in der Regel von den kommunalen Verwaltungen, das Geforderte
            zu liefern. Aber auch innerhalb der politischen Semantik fallen beide Lasten – die tatsächliche und die vorgespiegelte – scharf auseinander:
            Die Kommunen und die Dörfer hatten einen Aufwand für das Heer des Imperators zu leisten,
            also für ihre Res publica; bei einer kriegerischen Invasion hingegen wären sie von
            Feinden ausgeraubt worden.
         

         Im zweiten Beispiel kommt dieselbe Rücksichtslosigkeit gegenüber dem Erzählten zutage:

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        2. Et media acie perrupta fugere passim Othoniani, Bedriacum petentes. immen­sum id spatium,
                              obstruc­tae strage cor­porum viae, quo plus caedis fuit; neque enim civilibus bellis
                              capti in praedam vertuntur.
(Als ihr Mitteltreffen durchbro­chen war, wandten sich die Otho­nianer allenthalben
                           zur Flucht auf Bedriacum zu. Das war eine be­deutende Strecke, die Wege wa­ren durch
                           Lei­chenhaufen ver­sperrt; das Ge­metzel wurde da­durch noch größer; in Bürgerkrie­gen
                           werden nämlich die Ge­fangenen nicht zur Beute ge­macht) <Tac. hist. 2,44,1>
                        

                     
                     	
                        15. April 69, Schlacht zwischen den Hee­ren von Otho und Vi­tellius bei Be­driacum.
                           Am folgen­den Tag geschlosse­ner Übertritt des be­siegten Heeres; Fraterni­sierung,
                           Venia für alle, Umverei­digung auf den neuen Imperator. (Tac. hist. 2,45)
                        

                     
                  

               
            

         

         Die Prämisse des maximischen Leitsatzes lautet: Gefangene werden entweder niedergemetzelt
            oder als Beute verkauft. Der maximische Leitsatz selber behauptet: Im Bürgerkrieg
            werden römische Bürger zu Gefangenen; doch als solche kann man sie nicht in die Sklaverei
            verkaufen; ergo macht man eben keine Gefangenen. Wenn Prämisse und Leitsatz zuträfen,
            dann hätte das gesamte Heer Othos, als es sich ergab, entweder niedergemetzelt oder
            in die Sklaverei verkauft werden müssen. Doch die sich ergebenden Soldaten wurden
            nicht abgeschlachtet; sie wurden aber auch nicht als Sklaven verkauft. Folglich stimmt
            keine einzige Kategorie des maximischen Diskurses – bellum civile, captus, praeda – mit dem Bericht soweit überein, daß Widersinnigkeiten vermieden würden.
         

         Ganz anders sieht es aus, wenn man die berichteten Einzelheiten zugrunde legt und
            von ihnen ausgeht. Dann klären sich die Geschehnisse. Der taciteische Text berichtet:
            Römische Soldaten wurden bei Kämpfen in Usurpationen nicht als capti behandelt; sie legten den Eid auf den siegreichen Imperator ab und behielten ihren
            Status als Soldaten. Daraus folgt erstens: Es war niemals möglich, sich ergebende
            römische Soldaten als Beutegut zu behandeln, d. h. in die Sklaverei zu verkaufen.
            Und es folgt zweitens: Der Grund, den Tacitus für die hohen Verluste angibt, ist falsch.
         

         Dennoch kann es richtig sein, daß viele Othonianer fielen. Das Problem ist dann allerdings
            anders zu stellen. Nicht das Verhalten der siegreichen Verfolger steht zur Debatte,
            sondern das Verhalten der unterlegenen Soldaten. Nicht die Schonung ist der kritische
            Punkt, sondern die Ergebung: Römische Soldaten in der Kaiserzeit ergeben sich in der
            Regel nicht, bzw. nur in ganzen Einheiten. Hätten die fliehenden othonianischen Soldaten
            sich ergeben, dann hätten die Verfolger sie genauso behandelt wie am folgenden Tag
            die gesamte besiegte Armee. Die rhetorische Strategie des historiographischen Textes
            unterschlägt somit ein spezifisch römisches Kampfverhalten.15 Mit dieser Unterschlagung vermag sie die blutigen Vorgänge invers zu beziehen – auf
            die Verfolger, statt auf die Fliehenden. Das vom Kommentar suggerierte Gesamtbild
            präsentiert sich als das genaue Gegenteil der berichteten Sachverhalte.
         

         Daraus ist zu folgern: Die berichthaften Elemente sind überdeterminiert; sie sind
            dermaßen mit maximischen Postulaten befrachtet, daß sie sich der Ereignislogik entwinden.
            Wenn man bei den obigen Beispielen jeweils die rechte Seite – sie stellt resümierend
            den berichthaften Diskurs dar – zuhält, dann kann man von der linken Seite ausgehend
            in keinem Fall auf die Ereignisse zurückschließen. Indes, jene Episteme, die Thukydides
            und Polybios praktizierten und die auch die unsere ist, verlangt diese logische Vereinbarkeit:
            Das subsumierte Ereignis muß als Beispiel herhalten können für die Wirksamkeit oder
            die Geltung der subsumierenden Maximen, Regeln oder Gesetze.
         

         Der maximische Diskurs kreist um wenige Punkte, letztlich sogar um diesen einen: Die
            soziale Ordnung ist stets gefährdet; sie bedarf einer stabilen Herrschaft; und eine
            solche aufrechtzuerhalten kostet konstante Mühe. Der Diskurs konstituiert demnach
            ein spezifisches Wissen. Er konnotiert Wirklichkeit, die erfahren und erzählt wurde,
            mit Konzepten einer spezifischen Vorstellung von Ordnung. Diese Konnotation verwandelt
            das Erzählte in ein Wissen davon, wie römische Herrschaft und Ordnung jeweils sich
            zu behaupten hatten. In diesem semantischen Dispositiv werden die Vorgänge der Usurpation
            zu Etappen und Verlaufsformen des Zusammenbruchs der Ordnung. Das Erzählte wandelt
            sich in ein Wissen vom bellum civile um.
         

         Ein apriorisches Wissen beherrscht also die Textur. Die Grundoperationen dieses Wissens
            sind verblüffend simpel. Die erzählten Vorgänge werden schlicht den Konzepten folgender
            Wirkungskette zugeordnet: Bürgerkrieg → Abschwächung des Gehorsams → Infragestellung der Herrschaft → Lockerung der sozialen Kontrolle → Hervorbrechen von Gier (v. a. bei den Unterschichten) → Herrschsucht (bei den Protagonisten des Adels) → Zusammenbruch der sozialen Normen → Auflösung der Sozialität → Vertierung des Menschen. Sortiert man die bedeutungspendenden Begriffe, dann stellt
            man fest, daß es erstaunlich wenige sind: Gier, Aufruhr, Wankelmut, Furcht, Machtstreben,
            Neid, Bürgerkrieg, Gehorsam, Ordnung. Ich nenne sie maximische Konzepte. Weil diese so extrem knapp sind, können kaiserzeitliche Historiographen sich keiner
            soziologischen, historischen oder psychologischen Klassifikation im Sinne unserer
            Episteme annähern. Die perspektivische Verkürzung der narrativen Reichweite erzeugt
            stattdessen eine zirkuläre Unfehlbarkeit außerhalb der Tatsachen. Anders gesagt: Die
            Verknappung bewirkt, daß der maximische Diskurs in relativer Eigenständigkeit neben
            dem berichthaften Diskurs einhergeht. Diese relative Unverbundenheit erlaubt dem modernen
            Althistoriker, den maximischen Diskurs a priori zu verwerfen; denn der hilft nicht
            zur Rekonstruktion der sozialen und politischen Prozesse, was ja unserer Wissenschaft
            obliegt.
         

         Die besagte Grundoperation adjustiert die erzählten Elemente nicht selten dergestalt,
            daß sich logischer Nonsens ergibt. Das dritte Beispiel, die Notiz über das Donativ
            Vespasians, illustriert diesen Sachverhalt:
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        3. donativom militi neque Mucianus prima contione nisi modice ostenderat, ne Vespa­sianus
                              quidem plus ci­vili bello obtulit quam alii in pace, egregie fir­mus adversus militarem
                              lar­gitionem eoque exercitu me­liore.
(Die Aussichten auf ein Donativ, die Mu­cian den Leuten in der er­sten Versamm­lung
                           eröff­nete, waren nicht eben groß, und selbst Ves­pasian gewährte ihnen während des
                           Bürger­krieges nicht mehr als an­dere im Frieden, ent­sprechend sei­ner ganz entschiedenen
                           Ein­stellung gegen Geldspenden an Soldaten, einer Haltung, die den Zustand des Heeres
                           heben sollte) <Tac. hist. 2,82,2>
                        

                     
                     	
                        Gesagtes: Vespasian habe so viel gege­ben wie Nero und Claudius. Gemein­tes: Er habe
                           verhältnis­mäßig wenig ge­geben. Prämisse 1: In ›Bürgerkriegen‹ steigen die Donative.
                           Prämisse 2: An­stieg der Donative und Truppenmo­ral stehen in umgekehrt proportio­nalem
                           Verhältnis zueinander. Ma­xime: Ein guter Princeps stei­gert Moral und Diszi­plin,
                           indem er den Truppen selten und nied­rige Do­native gibt.
                        

                     
                  

               
            

         

         Die beiden Prämissen und die Maxime ergeben zusammen ein Gesagtes, das nicht nur abweicht
            vom Gemeinten, sondern dem Gemeinten diametral entgegensteht. Denn Otho hatte das
            Donativ (Antrittsgeschenk der Kaiser an die Soldaten) an die Garde auf 1/3 der Summe
            des Claudius gesenkt. Alle Kaiser bis zum Regierungsantritt Hadrians hielten sich
            an den von Otho gegebenen Betrag. Es ist durchaus möglich, daß Vespasian ein Antrittsdonativ
            an seine Prätorianer gab, das sogar noch unter der Summe Othos lag.16 Das ist der Gehalt, das Gemeinte der Stelle. Das Gesagte stellt einen Vergleich mit
            den letzten Kaisern ›im Frieden‹ her, also mit Claudius und Nero. Deren Donative betrugen
            allerdings 3.750 Denare für die Prätorianer und eine nicht zu ermittelnde Summe, wahrscheinlich
            75 Denare, für die Legionäre. Vespasian hätte also – nach dem Gesagten – ebenfalls
            die höchste Summe des 1. Jhs. spendiert. Selbstverständlich steht dem der Sinn der
            ganzen Passage entgegen. Denn wenn Vespasian 3.750 Denare geschenkt hätte, wäre er
            gegenüber Otho als Verschwender erschienen und nicht egregie firmus adversus militarem largitionem. Der Widersinn kommt dadurch zustande, daß Tacitus partout die Donativhöhe mit dem
            ›Bürgerkrieg‹ semantisch verbinden will; dabei steht ihm freilich Othos drastische
            Absenkung im Wege. Nun hätte Tacitus die Donativhöhe des ersten Flaviers in Relation
            setzen können zu den Donativen späterer Kaiser. Stattdessen verknüpft er die Betragshöhe
            mit dem Zustand innerer Ruhe – im Gegensatz zum ›Bürgerkrieg‹. Diese Verknüpfung drängt
            ihn zur Formulierung ne … plus … quam alii in pace.
         

         Das heißt aber schlicht: Tacitus will – oder kann – nicht sagen, was er meint. Wieso
            sollen wir ihm dann glauben, was er sagt? Wenn man nun nicht den Text in toto für
            ungültig erklären will, bedarf es einer neuen Verständigung, und zwar nicht darüber,
            was als Bestand anzuerkennen sei, sondern vielmehr darüber, wie dieser Bestand aufzufinden ist. Die Aufspaltung des Textes in zwei Diskurse ist der
            methodische Ausgangspunkt, den ich in dieser Untersuchung über die Usurpation gesetzt
            habe. Diese Setzung kann sich zwar rechtfertigen, taugt aber womöglich nur dann, wenn
            die Dimension ›Ordnung und Herrschaft‹ im Zentrum der Aufmerksamkeit steht.
         

         Die Schwierigkeit entsteht beim berichthaften Diskurs. Zwar impliziert eine hohe Unverbundenheit
            beider Diskurse, daß Tacitus nicht jedes Mal die berichthaften Elemente verdrehen
            muß, damit sie zum maximischen passen; denn sie müssen ja nicht passen, beide Diskurse
            dürfen sich munter widersprechen. Trotzdem heißt das nicht, daß der gesamte berichthafte
            Diskurs als auswertbarer Bestand tel quel zu retten wäre. Denn allzu oft suspendiert
            Tacitus die sequentielle Logik der Ereignisse, ja pervertiert sie sogar. Fallweise
            wird der Historiker also berichthafte Elemente zurückweisen. Solche Zurückweisung
            kann sich nicht rechtfertigen aus der bloßen Auseinandersetzung mit dem Text selber,
            sondern indem man andere Quellen anführt oder die Sachlogik in die Waagschale wirft.17

         Die Überdeterminierung des berichthaften Diskurses durch den maximischen hat eine
            für die Forschung sehr unerfreuliche Konsequenz. Bei vielen berichthaften Elementen
            ist es nämlich unmöglich, zu ermitteln, welchen sachlichen Gehalt sie haben. Ein obsessiv
            wiederkehrendes Thema der Historiographen illustriert dieses Dilemma: Die Soldaten
            sind immerzu und vor allem auf Raub und Plünderung aus. Das Bild vom miles ist dermaßen verunstaltet, daß es unmöglich ist, festzustellen, wann und wo Soldaten
            wirklich für die eigene Tasche plünderten. Tacitus verstellt also in seinem Text historische
            Vorgänge – delinquentes Verhalten von Soldaten in konkreten Situationen –, indem er
            das Bild des Soldaten generell entstellt. Wir können daher nicht mehr feststellen,
            wann tatsächlich geplündert wurde. Dem Text einfach glauben hieße dem maximischen
            Diskurs aufsitzen und in neunzehn von zwanzig Fällen zu sicheren Fehlurteilen gelangen.
         

      

      
         
            3. Imaginäres und Handlungswissen – zum Selbstverständnis von Gruppen
            

         

         Am Abend vor der zweiten Schlacht von Bedriacum läßt Tacitus die flavianischen Soldaten,
            welche die Stadt Cremona zu plündern wünschten, folgenderweise räsonieren: »Die Beute
            einer eroberten Stadt gehört dem Soldaten, die einer sich ergebenden dem Feldherrn.«18 Dafür gibt es m. W. kein einziges Beispiel in der vorangegangenen römischen Geschichte.
            Die Regel lautete ganz anders: Sobald die Bestürmung begann, verfiel eine Stadt der
            Plünderung; ergab sie sich vorher, so entging sie ihr. Das galt jedoch für auswärtige
            Kriege; ob Belagerung und Eroberung von Städten mit römischem Bürgerrecht überhaupt
            im Dienstreglement vorgesehen waren, ist zu bezweifeln. Jedenfalls sahen die Soldaten
            seit mehr als vier soldatischen Generationen nichts mehr von der Beute. Kein Rekrut
            irgendeiner Auxiliareinheit kann erwogen haben, was Tacitus altgedienten Legionären
            in den Mund legt. Vorschriften fürs Plündern kannten sie auswendig wie Wachbefehle,
            und sie wußten, daß die Beute dem Kaiser gehörte – nicht ihnen und nicht dem Feldherrn.
         

         Die Äußerungen sind also gar nicht getan worden. Wenn der Historiograph sie eigens
            für seine Textur erfindet, so befolgt er den Ratschlag einer politischen Semantik.
            Der semantisch überdeterminierte Text fluchtet auf eine Imago des Soldaten, welche
            als Bedeutungspender das erzählte Geschehen ordnungspolitisch auflädt. Dem Leser wird
            vor Augen geführt, mit welcher Ignoranz und welcher Arroganz bei dieser Soldateska
            zu rechnen ist: Sie ist zu unwissend, um ihr Reglement zu kennen; und sie maßt sich
            an, neues Recht zu setzen – das Recht des Acheron.
         

         Dieses Phantasma rechtsetzender soldatischer Brutalität stammt aus dem politischen
            Imaginären der Bürgerkriegszeit. Es fungiert als Schrecksignal einer paränetischen
            Rhetorik. Warum liefert Tacitus eine Imago des Soldaten, die er durch kein ›Ereignis‹
            bestätigt? Auch wenn er den Ehrenkodex dieser Großgruppe hartnäckig leugnet, so weiß
            er doch, daß Dienstvorschriften und Militärstrafrecht kein dieser Imago entsprechendes
            Verhalten zulassen.19 Die Paränese beruht auf Annahmen der – popularisierten und vulgarisierten – stoischen
            und platonischen Anthropologie: Materielle Gier motiviere das Handeln des Menschen
            in primärer Weise, wofern er im Rohzustande verharrt, und falls nicht Zucht und Bildung
            ihn zu Höherem anhalten. Gier und Wankelmut reduzieren den Menschen auf einen Zustand
            unterhalb jeglicher Sozialität. Unterschichten sind dieser Gefahr in hohem Maße ausgesetzt.
            Soldaten sind Unterschichten in Waffen und erliegen ihr auf jeden Fall, wenn nicht
            strenge Führung sie davon abhält. In diesem Diskurs obliegt es den herrschenden Klassen,
            die Sozialität aufrechtzuerhalten. Herrschaft soll niederhalten, was die Sozialität
            unmittelbar und am stärksten bedroht, d. h. die materiell orientierte Triebstruktur
            der Unterschichten. Daher hat die Machtelite ihre eigene ambitio zu unterbinden – jenes Machtstreben, das die Eintracht der Aristokratie rhythmisch
            untergräbt. Denn durch Zwietracht entstehen Lücken in der Herrschaft selber; und diese
            Lücken reizen die Beherrschten dazu, sie explosiv aufzubrechen. Als Unterschichten
            in Waffen sind Soldaten also nicht allein Verteidiger der römischen Zivilisation,
            sondern gleichermaßen virtualiter die schlimmsten Feinde der Ordnung, ihre gefährlichsten
            schlechthin.
         

         So wird die Polemik gegen das Donativ, einem realen Element der Politik, verständlich
            und auch die Klage über fiktive ›Plünderungen‹. Der Autoritätstyp, den die Aristokratie
            im Diskurs als idealen wünscht, auch wenn sie realiter ihr Verhalten gegenüber mehreren
            Gruppen nicht an ihm ausrichten kann, beinhaltet fraglose Durchgängigkeit des Gehorsams, weil jede Lücke zur Bresche wird, wo das Chaos einbricht. Wenn Kaiser Donative auszahlen, wecken
            und fördern sie die materielle Gier – avaritia. Diese wird beim Plündern aktiv und gewaltsam; dammbruchartig schwemmt sie Recht
            und Ordnung hinweg und verwüstet die Sozialität.
         

         Nun zum sozialen Gebrauchswert dieses Diskurses. Das in ihm enthaltene Wissen war
            nur eingeschränkt tauglich. Zum einen handelte es sich nicht um ein operationalisierbares
            Wissen. Die Beherrschten tatsächlich so zu behandeln, wie sie im Diskurs objektiviert
            wurden, hätte schwere Spannungen und Meutereien in den Militärlagern provoziert. Die
            rigide Auffassung von Autorität in diesem Diskurs kollidierte mit dem tatsächlichen
            Gehorsamsmodus. Das wußte jeder Legionschef. Jenes Wissen war somit weit entfernt
            vom Handlungswissen der herrschenden Klasse. Zum anderen handelte es sich um eine
            besondere Ideologieform.20 Es diente nicht der Aufrechterhaltung der Herrschaft; es verschleierte nicht die
            Herrschaftsverhältnisse, und es wurde nicht weitergereicht an die Beherrschten. Es
            blieb ideologisch, insofern als es ein spezifisches ›notwendiges Bewußtsein‹ strukturierte.
            Es war nicht ›notwendig falsches Bewußtsein‹, weil es nicht notwendig falsch war;
            gleichwohl war es als falsches notwendig; denn seine Inhalte konnten schwerlich durch
            andere ersetzt werden. Es homogenisierte die Deutungsschemata der herrschenden Klasse;
            und vor allem diente es der Selbstsituierung einer extrem schmalen Gruppe, die als
            Träger der Herrschaft von sich glaubte, Garant der Ordnung schlechthin zu sein, freilich
            nicht durch ihr bloßes Vorhandensein, sondern einzig durch ständige Anstrengung.21 Daher die unablässigen Appelle der historiographischen Texte an die Leistungsbereitschaft
            dieser Aristokratie, an die Bewahrung ihrer Standeskultur und v. a. an ihre ethische
            Homogenität. Dieses Wissen mobilisierte unterbrechungslos die Bereitschaft, alles
            daran zu setzen, daß die stets gefährdete Herrschaft – und somit die römische Zivilisation
            überhaupt – bestehen blieb.
         

         Somit kann eine praxeologische Forschung das im Diskurs affirmierte Selbstverständnis
            wichtiger Gruppen außer Betracht lassen. Es ist nur dort relevant, wo es tatsächlich
            die Praktiken mitkonstituiert. Denn es ist keineswegs deckungsgleich mit dem sozial
            wirksamen Selbstverständnis. Verhaltensrelevant ist diese Ideologie lediglich innerhalb
            der herrschenden Klasse selber und nur für bestimmte kommunikative Situationen. Ansonsten
            ist sie entweder nicht wirksam – und insofern ist sie für uns unwichtig –, oder aber
            sie ist desaströs. Letzteres brachte Kaiser Galba zum Vorschein. Bei ihm konvergierten
            Ideologie und Mentalität an einer heiklen Stelle, nämlich beim Umgang mit dem Heer.
            Galba handelte wiederholt dieser Ideologie gemäß – mit fürchterlichen Folgen.
         

         Damit gelangen wir zur Kategorie ›Mentalität‹. Der überwiegende Teil der mentalitätsgeschichtlichen
            Forschung sucht die Mentalität in den rekonstruierbaren Vorstellungen, die eine Gruppe von ihrer Situation und ihrem Handeln hat. So gerät man freilich
            in die Versuchung, die Mentalität aus dem Diskurs, bzw. aus den Diskursen herauszuklauben.
            Dagegen vollzieht die Praxeologie einen epistemologischen Bruch. Für die praxeologische
            Historie gilt: Der Mentalität entspricht nur das sozial wirksame Selbstverständnis.
            Folglich brauchen die handelnden Gruppen keine verbal äußerbare Vorstellung von dem
            zu haben, was sie tun. Sie können davon sogar irrige Vorstellungen hegen, um dennoch
            zu handeln, d. h. Praktiken zu vollziehen oder zu verändern. Daraus ergibt sich ein
            einfacher Schluß: Die Mentalität steckt im Verhalten, sie ist vollkommen kongruent mit ihm.22 Mentalität ist folglich nicht in den Diskursen zu fassen, bzw. nur dann, wenn der
            seltene Fall eintritt, daß die Diskurse sich mit den Praktiken decken. Diese Kongruenz
            aber a priori vorauszusetzen, ist unzulässig. Somit fallen Ideologie und Mentalität
            in der Regel weit auseinander. Daraus resultiert keinerlei Schizophrenie. Das Bewußtsein
            ist ja nicht gespalten, denn es ist keine kohärent organisierte Instanz. Ohne Bewußtsein
            funktionieren zwar die sozialen Handlungen nicht, aber nur bei ganz wenigen Handlungen
            werden jene Prinzipien, Maximen, Normen und Motive explizit, die das Handeln leitet.
            Derjenige Teil des Bewußtseins, der das soziale Verhalten tatsächlich steuert, ist –
            wie Pierre Bourdieu nicht müde wurde zu betonen – zum überwältigenden Teil implizit.
         

         Paul Veyne hat den Status des Bewußtseins so umrissen: »Dem Bewußtsein kommt nicht
            die Rolle zu, uns die Welt wahrnehmen zu lassen, sondern es ermöglicht uns, uns in
            ihr zu orientieren.« Dieser Satz steht in einem hochgradig relevanten und dauerhaft
            aktuellen Zusammenhang, welcher die Neugewichtung des routinemäßigen Handelns betrifft.
            Schon 1825 erhob Johann F. Herbart gegen Kant und den deutschen Idealismus insgesamt
            den Einwand, daß das Bewußtsein nur mit begrenzter Reichweite operiert. Handelten
            die Menschen ständig mit reflexiver Aufmerksamkeit, würden sie unfähig, ihren Alltag
            zu bewältigen, denn sie wären unablässig und endlos damit beschäftigt, ihre Umwelt
            und deren Details in die Reflexion einzuholen. Als Wilhelm Dilthey am Ende des 19.
            Jhs. seine Theorie radikaler geschichtlicher Existenz entwarf, nahm er Herbarts These
            zum axiomatischen Ausgangspunkt. Sein großer Einfluß tat ein Übriges, um binnen kurzer
            Zeit sowohl Max Weber wie Edmund Husserl und Martin Heidegger zu theoretischen Entwürfen
            des ›Orientiertseins‹ anzuregen. Weber machte aus dem Thema ein kardinales Anliegen
            der Soziologie: Gerade weil das Bewußtsein auf kulturelle Haltepunkte fixiert ist,
            vermögen die Akteure sich in der Sozialwelt zu orientieren. Sich orientieren heißt,
            das allermeiste übersehen, nicht wahrnehmen, sondern die Aufmerksamkeit auf die relevanten
            Signale der sozialen Interaktion richten.23 Das Bewußtsein, sei es implizit oder explizit, dient also unentwegt der Verkennung –
            sowohl seiner selbst als auch der Sozialwelt. Kulturwissenschaftlich relevant werden
            einerseits das implizite Wissen – also jenes Wissen, das in den Praktiken enthalten
            ist und zur ›Logik der Praxis‹ in Beziehung steht –, anderseits die Habitualisierung
            des Nichtwahrnehmens und des Wahrnehmens. Wir gelangen hier an die Schnittstelle zur
            ›Theorie der Praxis‹.24

      

      
         
            4. Praxeologische Historie – und darüber hinaus
            

         

         Vor einem Vierteljahrhundert mußte dieser Unterabschnitt noch erläutern, was praxeologische
            Geschichtswissenschaft ist und was sie leistet. Das ist entbehrlich geworden, da eine
            neue Form der historischen Kulturwissenschaft entstanden ist, welche praxeologischen
            Themen und Konzepte in ihr theoretisches Repertoire aufgenommen hat.
         

         Der historischen Wissenschaft obliegt es, Sachverhalte zu erklären, die zwar vergangen
            sind, aber dennoch der objektiven Realität angehören. Kulturwissenschaftliches Erklären
            heißt, herausgegriffene Elemente der Realität – und sei diese vergangen – unter logisch
            konstruierte Begriffe zu fassen. Der Fortschritt in der Wissenschaft kann sich darum
            kaum anders vollziehen als vermittelst der Konkurrenz von begrifflichen Modellen.
            Diese konkurrieren nicht allein um größere Plausibilität, sondern auch um höhere logische
            Konsistenz. Und diese Konkurrenz wird entschieden nicht nur auf dem schmalen, durchlöcherten
            Boden unserer notorischen Quellenarmut, sondern auch auf dem Gebiet historischer Komparatistik,
            wie Durkheim klassisch formulierte: »Die Geschichte kann sich nur als Wissenschaft
            erweisen, indem sie Erklärungen bietet; man kann jedoch nur erklären, indem man vergleicht
            […] Sobald sie jedoch vergleichend arbeitet, unterscheidet sich die Geschichte nicht
            mehr von der Soziologie.«25 Aus diesem Grund hat Pierre Bourdieu, der diese Sätze mehrfach zitierte, seine Soziologie
            eine ›Anthropologie‹ genannt. Diesem Impuls bleibt das vorliegende Werk treu. Gleichwohl
            ist einzuräumen, daß die neoinstitutionelle Soziologie auf Schwächen in der ›Theorie
            der Praxis‹ hingewiesen hat. Und diese Hinweise sind fürderhin zu beherzigen. Denn
            die Konkurrenz der Modelle soll ja die Erkenntnis voranbringen.
         

         Was bleibt zu tun? Zunächst ist zu veranschaulichen, wie die ›Theorie der Praxis‹
            sich gewinnbringend anwenden läßt – auf historische Gegenstände, die mit dem Thema
            des Buches zusammenhängen. Danach sind die Stellen zu benennen, an denen die historische
            Kulturwissenschaft über die Praxeologie Bourdieu’scher Prägung hinausgehen muß.
         

         Wie also läßt sich die ›Theorie der Praxis‹ forschungspraktisch anwenden? Als Ausgangspunkt
            bleibt: Wenn die Geschichte Wissenschaft sein will, dann muß sie erklären. ›Praxeologisch‹
            nennt sich diejenige Historie, die diesen Anspruch einzulösen versucht, indem sie
            Praktiken erforscht. Ihre grundlegenden theoretischen Texte stammen von Norbert Elias,
            Paul Veyne und insbesondere von Pierre Bourdieu.26

         Um Praktiken zu registrieren, gebraucht eine solche Historie heuristische Konzepte:
            Serie, Regelhaftigkeit, Möglichkeitsbedingung und Ereignis. Um Praktiken in ihren
            historischen Kontext einzubetten, verwendet sie vor allem: Figuration, Interdependenz,
            Feld, Klasse, Habitus, Strategie, Interaktion.27 Auch wenn diese Kategorien auf den folgenden Seiten seltener auftauchen sollten,
            als die Sachverhalte es nahelegen, so strukturieren sie dennoch den Duktus der Erklärung,
            die Argumentation. Was leistet nun praxeologische Historie in der konkreten Forschungspraxis?
         

         Um Beziehungen zwischen Gruppen und deren Veränderungen zu thematisieren, sind Handlungsspielräume
            zu rekonstruieren, Machtbeziehungen und Konfliktlagen zu bestimmen. Hierbei kann es
            entscheidend sein, welche Motive eine Gruppe einer anderen unterstellt. Die Aktionen
            der ›anderen‹ zu dekodieren ist ein kardinales Bedingnis für alle politische Interaktion.
            Deswegen hat der Historiker die Handlungen darauf zu prüfen, inwieweit sie Gesten
            mit Codefunktionen darstellen. Die Reaktionen der anderen Akteure lassen ein Netz
            von Interaktionen entstehen, befragbar auf Regelmäßigkeit, Ereignis und Serie. Um
            die Wechselseitigkeit zu verstehen, ist die jeweilige Bedeutung der Performanzen und
            Gesten zu erschließen. Will man die performative Dimension des Agierens würdigen,
            kommt man nicht umhin, der Semiotik einen Stellenwert einzuräumen, den sie in den
            herkömmlichen politischen Analysen nicht innehält. Nicht immer erschließt sich dem
            Historiker die Semantik von Akten aus den Reaktionen der anderen Gruppen; denn Gesten
            können mehrdeutig sein, Mißverständnisse sind möglich. Nicht nur der Historiker mißversteht;
            auch die Akteure unterliegen diesem Deutungsrisiko. Sie können ›falsch‹ reagieren,
            weil sie falsch interpretieren. Doch interpretieren müssen sie auf jeden Fall, andernfalls
            würden sie unfähig zu jeglicher Aktivität.
         

         Der ›Sinn‹ von Handlungen liegt überdies im differentiellen Abstand zur Serie. Wenn
            z. B. die Kaiser stets bei Antritt ihrer Regierung den Truppen ein Donativ, der Plebs
            ein congiarium spendieren, Galba jedoch im Herbst 68 das Donativ rundheraus verweigert, dann wird
            dieses kaiserliche Handeln zu einer Geste mit präziser Codefunktion – vor dem semantischen
            Hintergrund dessen, daß diese Geschenke den Status der Beschenkten bestätigten. Da
            alle Kaiser ein Donativ gaben, wäre der ›Sinn‹ von Galbas Weigerung sogar dann erschließbar,
            wenn die Historiographen nicht überliefert hätten, wie kategorisch Galba seine Haltung
            begründete. Denn der ›Sinn‹ der Handlung des Kaisers war, den Status des Heeres zu
            verändern; dabei ist es fürs erste ganz gleichgültig, welche Motive ihn dazu bewogen.
         

         Auf diese Weise lassen sich die Praktiken in Register eintragen, Serien erstellen,
            Regelmäßigkeiten und differentielle Abstände verzeichnen; und es bieten sich unentwegt
            Alternativen an. Der tatsächliche historische Verlauf stellt sich nicht selten dar
            als eine bestürzend zufällige Nichtrealisierung von anderen Möglichkeiten. Das wirkt
            sich beträchtlich auf die hypothetischen Konstruktionen aus und vor allem auf die
            Darstellung, die keiner Narration mehr folgen kann. Dazu unten.
         

         Eine praxeologische Historie erschließt neue Möglichkeiten, indem sie ein Register
            von Handlungen erstellt, um eine spezifische Handlungsweise zu erklären. Das läßt
            sich illustrieren an einem solch einfachen Ereignis wie der Meuterei und dem Abfall
            einer Legion. Wenn man streng darauf achtet: Welche Offiziere werden getötet? Welche
            in Fesseln gelegt? Welche nur entwaffnet? Wann wird der eigene Legat nicht mehr gegen
            einen abgeschickten Mörder geschützt? – dann lassen sich Aussagen gewinnen über die
            Struktur eines Vorganges, der als anomischer eingestuft wird, aber vielleicht strengeren
            Regeln gehorcht, als der Historiker zunächst gewärtigt.
         

         Wenn der Eid auf den Imperator nur unwillig abgelegt oder verweigert wird, so kann
            dies in unterschiedlichsten Formen erfolgen: a) Die Soldaten sprechen die Eidesformel
            nach, lassen aber den Imperatornamen aus; b) nur die vorderen Reihen sprechen die
            Formel; c) die ganze Einheit schweigt; d) die Soldaten machen durch Sprechchöre die
            Abhaltung der Zeremonie unmöglich; e) vereinzelte Steinwürfe treffen die imagines des Kaisers; f) Soldaten reißen die Bildnisse des Imperators herunter und stürzen
            seine Statue um. Sortiert man diese Aktionen gemäß der Intensität des Revoltierens,
            dann lassen sie sich auf einer Skala ordnen. So entsteht – wie im Kapitel 8 exemplarisch
            zu sehen sein wird – ein Register: Manche Aktionen schaffen einen irreversiblen Tatbestand –
            der Punkt f) heißt: offener Abfall vom Imperator –; manche kommen ihm gefährlich nahe –
            so d) und e) –; manche tasten nur in die Richtung dieses definitiven Schritts. Jede
            dieser Praktiken ist in ihrer Codefunktion anders determiniert. Die politische Bedeutung
            wird desto eindeutiger, je mehr sich das Handeln an den irreversiblen Schritt – also
            an Punkt f) – annähert; sie ist proportional polyvalenter, je weiter sie unterhalb
            dieser Schwelle bleibt.
         

         Es geht also um ›Sinnverstehen‹; dieses gehört konstitutiv zum Erklären der Vorgänge.
            Damit ist das Verhältnis zur Hermeneutik angesprochen. Angesichts des theoretischen
            Irrlichterns in unserer Disziplin soll der nächste Leitsatz lauten: Die klassische
            Hermeneutik behält ihr volles Recht. Denn – das sollten interpretierende Forscher
            nicht vergessen – die von Friedrich Schleiermacher konzipierte Hermeneutik ist angelegt
            auf ›Verstehen von Fremdem‹. Ihr Apriori lautet, daß Sinn aus menschlich produzierten
            Bedeutungen besteht und Menschen aller Epochen und aller Kulturen grundsätzlich befähigt
            sind, Bedeutungen selbst von fremdesten Kulturen zu erschließen und sie auf eine spezifische
            Weise zu verstehen; ob sie das leisten, hängt von den Informationen und von den interpretativen
            Techniken ab. Die klassische Hermeneutik ist kantianisch imprägniert; sie hat wenig
            zu tun mit jener Hermeneutik, die sich mit dem Namen von Wilhelm Dilthey verbindet.
            Das methodische Verstehen ist für Schleiermacher – wie auch für Droysen – ein intellektueller
            Vorgang, kein intuitiver; an dieser Stelle unterscheidet sich die klassische Hermeneutik
            deutlich von jener Diltheys. In einem berühmt gewordenen Satz hat Max Weber der klassischen
            Variante einen logischen Flankenschutz verschafft: »Transzendentale Voraussetzung
            jeder Kulturwissenschaft ist nicht etwa, daß wir eine bestimmte oder überhaupt irgend
            eine ›Kultur‹ wertvoll finden, sondern daß wir Kulturmenschen sind, begabt mit der
            Fähigkeit und dem Willen, bewußt zur Welt Stellung zu nehmen und ihr einen Sinn zu
            verleihen.« 28 Impliziert in dieser kategorischen Aussage ist, daß Menschen im selben Grade befähigt,
            Bedeutungen zu entziffern und zu verstehen, wie sie begabt sind, Bedeutungen zu verleihen.
            Sie sind es a priori. Deswegen gibt keine transzendentale Grenzlinie, weder zwischen
            den Kulturen noch zwischen den Epochen. Das trifft frontal auf jenen Vorbehalt, den
            G. Lardreau gegen das Transzendentale insgesamt formuliert hat: »Dire que le transcendental
            est historiquement constitué, c’est dire aussitôt qu’il faut penser un transcendental
            particulier.«29 Nun kann das Transzendentale nicht historisch konstituiert sein, weil es sich auf
            die Bedingung der Möglichkeit für Erkenntnis überhaupt bezieht; und diese Bedingung
            ist per definitionem nicht empirisch, sondern gehört – im kantischen Sinne – zur Vernunft
            überhaupt. Was Lardreau meint, berührt hingegen den semantischen Horizont, in welchem
            menschliche Akteure sich bewegen und ihre Lebenswelt deuten und ihr ›Bedeutungen verleihen‹.
            Selbstverständlich ist ein solcher Horizont ein jeweils historischer. Aber die epistemische
            Dimension läßt sich nicht reduzieren auf die kulturellen Kontexte. Andernfalls wäre
            Wissenschaft über den Wandel der Epochen hinweg unmöglich, desgleichen das Übersetzen
            von Geschriebenem oder Gesagtem von einer Kultur in die andere. Denn die semantischen
            Horizonte gerieten zu epistemischen Abgründen zwischen holistischen kulturellen Monaden.
            Die Semantiken würden inkommensurabel. Es sei daran erinnert, daß das Konzept des
            ›Paradigmas‹ von Thomas Kuhn just eine solche Inkommensurabilität als gegeben annimmt,
            und daß die ›Diskursformationen‹ Foucaults – und noch mehr sein Konzept der ›Wahrheitsregime‹ –
            auf eine radikale Abgeschottetheit kultureller Ganzheiten ausgerichtet sind. Eine
            solche Monadenhaftigkeit wäre der Tod jeglichen historischen Forschens.
         

         Zurück also zur klassischen Hermeneutik. Was sie zum Verhältnis von Sinnverstehen
            und Fremdverstehen zu sagen hat, ist bisher nicht überholt worden, ähnlich wie Kants
            Transzendentalismus erkenntnistheoretisch nicht zu überbieten ist. Allerdings hat
            die historische Forschung es mit empirischen Gegenständen zu tun; und diese sind auf
            je spezifische Weise zu ›verstehen‹ und zu erklären. Die hermeneutische Arbeit gewinnt
            von den vielfältigen Anregungen aus anderen kultur- und sozialwissenschaftlichen Disziplinen.30 Jedenfalls bleibt die Theorie der Praxis auf gehörigem Abstand zu Interaktionismus
            und Handlungstheorie. Auf den ersten Blick mag das erstaunen; denn Praxistheorie und
            Interaktionismus sind beide akteurszentrierte Ansätze. Indes, handlungstheoretische
            Ansätze folgen einem methodologischen Individualismus: Man erklärt ein soziales Phänomen,
            indem man es zurückführt auf »die elementaren individuellen Aktionen, aus welchen
            es sich zusammensetzt.« Diese Verknappung von Faktoren kann sehr weit gehen; ein radikaler
            methodologischer Individualismus erklärt die Genese sozialer Strukturen »aus dem handelnden
            Zusammenwirken mehrerer Akteure beim Abarbeiten ihrer Intentionsinterferenzen«.31 Angelangt bei diesem extremen Standpunkt können Handlungstheoretiker den Wandel von
            Strukturen nur noch daraus abzuleiten, daß sich Intentionen oder Motive der Akteure
            verändern. Davon ist die Praxeologie weit entfernt. Jenen Makrostrukturen, die sich –
            in der Gestalt von sozialen Lagen, von ›Feldern‹ und von Hierarchien zwischen diesen
            Feldern – auf die Akteure auswirken, beläßt sie ihre Geltung. Das Konzept des ›Aushandelns‹
            (negotiating) findet deswegen in der Praxistheorie keinen Platz; denn – das wird im Kapitel 1
            zu sehen sein – die Akteure bewegen sich in Rahmen, die sie nicht infrage stellen
            und über die ihnen kein Verhandeln möglich ist.
         

         Nun zum kritischen Verhältnis von Institutionalität und Praxeologie. An dieser Stelle
            muß die Forschung über die Praxeologie hinausgehen. Das Thema Usurpation enthält wichtige
            institutionsgeschichtliche Aspekte. Diese sind im Rahmen einer praxeologisch orientierten
            Kulturgeschichte neu zu verorten. Die neoinstitutionalistische Soziologie ist der
            Praxeologie einen großen Schritt entgegengekommen, als sie sich das Axiom zu eigen
            machte, daß die Institutionen das Handeln der Akteure nicht determinieren, sondern
            es bloß strukturieren.32 Will man Strukturen untersuchen, stellt man schnell fest, daß nirgendwo Strukturen
            an sich bestehen. Strukturen sind zu unterscheiden von den gedanklichen Modellen,
            ohne die keine Wissenschaft zu operieren vermag. Strukturen sind objektive Wirkzusammenhänge.
            Jede Struktur existiert dann und nur dann, wenn sie sich im Realen realisiert; und
            das kann sie nur tun in der Form von Geschehnissen. Diese sind als bedeutsame ›Ereignisse‹
            begrifflich zu sezieren. Um strukturelle Bezüge und Wirkungen zu analysieren, braucht
            man demzufolge Ereignisse. Anders können die Akteure nicht ins Spiel kommen; doch
            sie sind es letztlich, die strukturiert handeln und mit ihrem Handeln die Strukturen
            implementieren und beleben. Indes, wenn man den Fokus richtet auf das Agieren der
            Akteure, die sich auf einem spezifischen sozialen Feld bewegen, ausgestattet mit einem
            spezifischen Habitus und versehen mit bestimmten ›Kapitalsorten‹, dann unterliegt
            der Forscher immer der Versuchung, die institutionellen Momente aus den Augen zu verlieren.
            Auch in der Bourdieu’schen Soziologie wirkt die Tendenz, Institutionalität in Praktiken
            aufzulösen. Die Unsicherheit, mit der seine Praxeologie das Thema der sozialen Normen
            umkreist, zeugt von einem methodischen Defizit.33 Dieses wird augenfällig und akut, wenn man gewahrt, daß Bourdieu politische Institutionen
            als historische Gegebenheiten nirgendwo in den Blick genommen hat. Aber eine Kulturgeschichte
            des Politischen, die sich mit dem gewaltsamen Herrscherwechsel in einem hochinstitutionalisierten
            System beschäftigt, kann dabei nicht stehen bleiben. Institutionen und Normen – auch
            die rechtlichen – verlangen Beachtung, nicht bloß in der Forschungspraxis selber,
            sondern auch in der diskussiven Darstellung der Ereignisse.
         

         Damit gelangen wir zur Frage, wieso diese Untersuchung der Usurpation keine narrative
            Darstellung sein kann, sondern eine diskussive sein muß. Diskussiv bedeutet, daß jene
            Faktoren die für das Phänomen Usurpation konstitutiv sind, erörtert werden, im Medium
            einer Diskussion der maßgeblichen Argumente.34 Die Textur des Buches ist darum dezidiert nicht-narrativ. Das erfordert ein teilweise
            ungewohntes Leseverhalten. Die große Geschichtsschreibung gehorcht – mit Droysen gesprochen –
            entweder der ›erzählenden‹ oder der ›didaktischen‹ Darstellungsweise. Bei ihr fallen
            die Logik des Forschens und die Logik des narrativen Darstellens zur Gänze auseinander.
            Die Arbeit des Forschens wird großenteils unsichtbar und verschwindet hinter der gestalteten
            Narration. Dafür rückt die ästhetische Qualität der Textur in den Vordergrund. Und
            diese läßt sich zur Kunst steigern, wofür die Klassiker der Zunft brillante Zeugnisse
            bieten. Der landläufige Irrtum, die Historie sei eine Kunst, ergibt sich aus dieser
            Autonomisierung der narrativen Form.35 Bereits in der hellenistischen Historiographie boten dieser Irrtum und sein Grund
            reichlich Stoff für scharfe Abgrenzungen.
         

         Weil dieses Buch aber den Regeln der diskussiven Darstellung gehorcht, kann es nicht
            den Gepflogenheiten des Erzählens folgen. Es befolgt das Gebot, die Reflexion beim
            Forschen selber transparent zu machen – auf Kosten der narrativen Dimension. Konkret
            bedeutet dies, daß der Fortgang der Ereignisse immer wieder unterbrochen wird, um
            die logische und sachliche Möglichkeit von anderen Verläufen abzuwägen. Die gedankliche
            Bewegung vollzieht sich stellenweise traktatförmig. Indes, dieses Verfahren läßt sich
            nur sparsam anwenden. Wollte die Historie ein Ereignis oder eine Situation vollständig
            erklären, müßte der Historiker unentwegt den Fortgang des Berichtens sistieren, um
            alle an einer bestimmten Stelle sich ergebenden möglichen Alternativen nacheinander
            darzustellen. Er müßte jeden Vorgang in mehreren Varianten auffächern, skizzieren
            und erzählen. Das täte er nicht, weil er um sein Leben erzählen müßte wie Scheherazade,
            sondern um der bloßen wissenschaftlichen Vollständigkeit willen. Daß uns eine solche
            Art von Historie erspart bleibt, verdanken wir der Knappheit unserer Quellen – aber
            auch der Klugheit des ansonsten geduldigen Lesers: Die Zeit des Lesens geht ab von
            der des Lebens. Wer mit der Frist leben – und lesen – muß, ist gehalten, sich zu entscheiden
            und sich auf Notwendiges zu beschränken. Und diese Entscheidung ist auch dem Historiker
            abzufordern.
         

      

   
      
         1. Die Akzeptanzmonarchie
         

      

      
         
            1.1 Staat und Staatlichkeit – zur Anwendbarkeit der Begriffe
            

         

         Das Imperium Romanum war ein Staat. Die staatlichen Funktionen waren hauptsächlich
            auf drei Ebenen gelagert. Die erste stellte die Zentrale dar, nämlich die kaiserliche
            Regierung, und an diese angegliedert der Senat und die Volksversammlung der Stadt
            Rom; die zweite waren die Provinzen, wo das Wechselspiel von Statthalter und provinzialen
            Versammlungen maßgeblich war; die dritte waren die Städte. Die mittlere Ebene war
            die am schwächsten ausgebildete. Das lag an der Besonderheit dieses Imperiums, das
            aus mindestens 2.000 selbstverwalteten Städten bestand, die den Rahmen abgaben für
            eine welthistorisch einmalige urbane Zivilisation. Diese Städte waren kleine Republiken
            mit sehr unterschiedlich intensiver Partizipation ihrer Bürger.36 Wegen dieser Überentwicklung des Städtewesens benötigte das Imperium Romanum keine
            dermaßen perfekte Verwaltung wie etwa das Mittlere Reich Ägyptens oder das chinesische
            ab der Song-Ära. Die Zentrale hingegen verfügte über gigantische Ressourcen finanzieller
            und militärischer und diplomatischer Art. Und sie sorgte für kontinuierliche und substantielle
            Investitionen in die Infrastruktur der Provinzen, ferner für jene extrem hohe Akzeptanz,
            von welcher die römische Herrschaft auf diesem multinational und multikulturell geprägten
            Territorium des Reiches sich getragen wußte.
         

         Manche Historiker bezweifeln, daß dieses Imperium ein Staat gewesen sei. In regelmäßigen
            Wellenschlägen seit den 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts, kommt die Ansicht
            auf, man könne den Begriff des Staates nicht anwenden vor dem 17. Jh. oder überhaupt
            außerhalb der europäischen Geschichte. Das mutet seltsam an. Blickt man genauer, bemerkt
            man, daß dieser Zweifel fast ein rein deutsches Phänomen ist. Es hat eine intellektuelle
            Vorgeschichte, die sich hier nicht wiedergeben läßt. Die Diskussion über Staat und
            Staatlichkeit hat immer auch eine kategoriale Dimension. Die Historie ist eine Realwissenschaft;
            doch ein Großteil ihrer Begriffe sind keine empirischen Begriffe im Sinne sinnlicher
            Empirie wie ›Baum‹ oder ›Blume‹, sondern Funktionsbegriffe. ›Staat‹ ist ein solcher
            Funktionsbegriff,37 obschon es sich um eine Realkategorie handelt, die sich letztlich auf Empirisches
            bezieht. Indes, der ›Staat‹ hat ebenso wenig eine empirische Existenz wie die Gravitation.
            Und doch üben beide eine enorme Kraft aus; man kann diese Kraft empirisch feststellen
            und beobachten. Es sind also keine rein intelligiblen Entitäten; als logische Konstrukte
            beziehen sie sich auf Empirisches. Und die Empirie, welche der Historiker vor sich
            hat, ist, wie Johann G. Droysen kategorisch formulierte, niemals die Vergangenheit
            selber, sondern immer nur deren Spuren.38 Grosso modo sind es vier Sichtweisen, die dem Begriff des Staates abhold sind oder
            seinen Gebrauch drastisch einengen. Die erste ist eine kryptotheologische, aber scheinbar
            rechtshistorische, die zweite basiert auf einer Geschichte der administrierten Konzentration
            von Ressourcen, die dritte ist die Systemtheorie Luhmann’scher Prägung, die vierte
            entstammt der Politischen Anthropologie.
         

         Die erste Sichtweise stammt von Carl Schmitt. Er hat die Anwendung des Staatsbegriffs
            auf die Antike kategorisch zurückgewiesen. Von ›Staat‹ zu reden im Zusammenhang mit
            Athenern oder Römern ist für ihn »eine schlimmere Fehlerquelle als wenn man vom Bienen-
            oder Ameisenstaat spricht.«39 Seine Ansicht erfreut sich vor allem in der deutschen Rechtshistorie einer andauernden
            breiten Rezeption. Freilich mischen sich in diese Rezeption mehr geschichtstheologische
            Prämissen, als den fachlichen Rezipienten bewußt oder lieb ist. Denn für Schmitt ist
            die gesamte Geschichte seit etwa 30 n. Chr. eine Heilsgeschichte, die ständig auf
            die apokalyptische Katastrophe zutriebe, wenn nicht ein ›Katechon‹ – ein Aufhalter –
            dies jedes Mal verhinderte. Vor diesem Hintergrund ist der Hauptsatz der Schmitt’schen
            politischen Theologie zu lesen: »Alle prägnanten Begriffe der modernen Staatslehre
            sind säkularisierte theologische Begriffe.«40 Dieser Satz zerbricht die Antike in eine heidnische Vorgeschichte, die uns fremd
            und ohne die geringste Relevanz für uns ist und in eine Heilsgeschichte, in die sich
            das Imperium Romanum reichstheologisch eingliedert. Der moderne Staat ist nach Schmitt
            entstanden aus dem Bemühen, den religiösen Bürgerkrieg im westlichen Mitteleuropa
            stillzulegen. Dieser hätte die christliche Welt apokalyptisch vernichtet, wenn nicht
            diese übergeordnete Instanz sich herausgebildet hätte, um dem Rückfall ins Chaos Einhalt
            zu gebieten. Der Staat ist entstanden als rettende Instanz. Die stattliche Anzahl
            von Rechtsgelehrten, die fast jede Position Schmitts ablehnen, aber trotzdem diesen
            Gedanken beibehalten und den modernen Staat hervorgehen lassen aus der Notwendigkeit,
            daß eine neutrale Instanz die konfessionellen Kriege beendete, sie transportieren
            meist ohne Wissen und sicher wider Willen eine stattliche geschichtstheologische Ladung.41

         Die zweite Sichtweise beruht auf andersartigen Prämissen; und ihre Vertreter erzählen
            eine andere Genese des (modernen) Staates: Diese habe nichts zu tun mit den religiösen
            Bürgerkriegen. Sie resultiere vielmehr aus der Dynamik von feudalen Monarchien, die
            ständig Ressourcen mobilisieren und konzentrieren mußten, um Kriege führen zu können.
            Charles Tilly hat 1992 diese Ansicht prägnant formuliert. Seine vielzitierte Eingangsdefinition
            verweist auf mehrere Aporien, die in diesem Ansatz stecken:
         

         
            »Let us define states as coercion-wielding organizations that are distinct from households
               and kinship groups and exercise clear priority in some respect over all other organizations
               within substantial territories. The term therefore includes city-states, empires,
               theocracies, and many other forms of government, but excludes tribes, lineage, firms,
               and churches as such.«
            

         

         Nach dieser Definition gälte als Staat auch eine militärisch überlegene Räuberbande,
            die ein bestimmtes Territorium regelmäßig terrorisiert. In der Definition erscheint
            eine denunziatorische Tendenz, die sich als ›kritisch‹ ausgibt. Ähnlich verfährt Wolfgang
            Reinhard, welcher dieselbe These schon 1987 vertrat und sie 1999 in seinem umfangreichen
            Werk zur Geschichte der Staatsgewalt ausführte, darlegend, wie die Expansion des Militärs und die Extension der Steuerwesens
            den Monarchien einen enormen Zuwachs an herrschaftlichen Befugnissen und organisatorischer
            Kompetenz erbrachte. An sich verhält sich diese These indifferent zur Frage, ob auch
            in Hochkulturen außerhalb Europas sich Staaten bildeten.42 Indes, Niklas Luhmann verlautbarte 1994 apodiktisch: »Soviel ist klar: Der Staat
            ist eine europäische Erfindung.« Dieser Verengung folgt Reinhard und behauptet, daß
            »Europa den Staat erfunden« habe, weshalb die europäische Entwicklung eine »weltgeschichtliche
            Ausnahme« darstelle.43 Er geht noch einen Schritt weiter und schränkt die Geltung des Begriffs ›Staat‹ auf
            das lateinische Europa des 16. bis 20. Jhs. ein. Eine kühne Aussage, die Reinhard
            nicht belegen kann. In mehreren Hochkulturen läßt sich nachweisen, daß die organisatorische
            Kompetenz der Zentrale anwuchs im Zusammenhang mit einem kostspieligen Militär und
            einem effizienten Steuerwesen. Einige davon übertreffen die absolutistischen Monarchien
            des frühneuzeitlichen Europa deutlich oder gar bei weitem.
         

         Halten wir an dieser Stelle inne, bevor wir uns der dritten Sichtweise zuwenden. Reinhards
            These ist genau besehen tautologisch, auch weil seine Definitionen unscharf sind und
            er historisches Vergleichen unterläßt. Gerade deswegen sind solche Mißgriffe geschichtstheoretisch
            hilfreich. Sie erinnern daran, daß Kategorienbildung sich nicht von den Weber’schen
            Standards verabschieden sollte. Das ist der kantianische Tribut, den unsere Wissenschaft
            zu entrichten hat. Aussagen über historische Besonderheiten und über historische Einzigartigkeit
            sind logisch nur möglich, wenn der Historiker analytische Konzepte verwendet, die
            erlauben, Vergleiche forschungspraktisch durchzuführen. Georg Jellineks Trias – Staatsvolk,
            Staatsgebiet, Staatsgewalt – stellt solche Konzepte dar; alle drei lassen sich modifizieren,
            also weiter unterteilen und in Varianten gliedern. Innerhalb der Jellinekschen Trias
            ist die ›Staatsgewalt‹ das entscheidende Moment. Die beiden anderen haben lediglich
            bedingende Qualität; sie sind notwendige Voraussetzungen für die Existenz eines Staates.
            Es entsprach daher den sachlichen Notwendigkeiten, daß die Diskussion um den Staat
            sich konzentrierte auf dieses dritte Moment. Auf dieser Linie liegt der Vorschlag,
            politische Herrschaft zu differenzieren unter den drei Aspekten ›Entscheidungskompetenz‹
            ›Organisationsmacht‹ und ›Legitimationsfähigkeit‹.44 Damit richtet sich das Augenmerk auf jene Funktionen, die eine politische Herrschaft
            handlungsfähig machen. Überhaupt wird die Frage nach den Funktionen und nach den Funktionsstäben
            heuristisch prioritär. Und wenn sich im chinesischen Reich der Song-Ära dieselben
            kardinalen Funktionen finden, wie im Imperium Romanum und für diese Funktionen äquivalente
            Stäbe zur Verfügung stehen, dann gibt es keinen Grund, den Begriff Staat hier gelten
            zu lassen und dort nicht.
         

         Wenn man dagegen einwendet, daß der Term ›lo stato‹ als Bezeichnung für die Organisation
            politischer Herrschaft sich nur im lateinischen Europa findet, folglich es auch nur
            hier einen Staat gegeben habe, dann hat man die Historische Soziologie verlassen.
            Denn die quellensprachlichen Terme sind nichts weiter als Selbstdeutungen. Diese sind
            als solche weitgehend irrelevant, wenn es um die politologische oder soziologische
            Kategorisierung von historischen Phänomenen geht. Frei nach Max Weber: Unsere Begriffe
            sind entweder analytische Begriffe, oder es sind keine Begriffe. Damit kommen wir
            zur dritten Sichtweise, nämlich zu Luhmanns Systemtheorie.
         

         Niklas Luhmann bietet keine Soziologie, sondern eine Geschichtsphilosophie sozialer
            Evolution. Seine Überlegungen zur Abfolge gesellschaftlicher Formationen beruhen auf
            der Unterscheidung von stratifizierten Gesellschaften und Gesellschaften mit funktionsspezifischer
            Differenzierung. Alle vorneuzeitlichen Kulturen waren für Luhmann sozial stratifiziert;
            in ihnen konnten sich Funktionssysteme nicht ausdifferenzieren. Überhaupt ist diese
            Ausdifferenzierung, zu der es im neuzeitlichen Europa kam, ein seltener, geradezu
            unwahrscheinlicher Prozeß. Die Moderne grenzt sich von der gesamten Vorgeschichte
            und dem Rest der Menschheit darin ab, daß sie autopoietische Funktionssysteme – Ökonomie,
            Recht, Wissenschaft, Politik, Religion usw. – generiert hat. Luhmann verwendet darum
            einen binären Schematismus mit drei kardinalen Oppositionen: ›modern‹ gegen ›vorneuzeitlich‹ –
            die Adepten Luhmanns sprechen von ›vormodern‹ –, ›Stratifizierung‹ gegen ›funktionale
            Differenzierung‹ und schließlich ›Rituale‹ gegen ›Verfahren‹. Für Luhmann gehört der
            Begriff des Staates auf die Seite der ›Moderne‹. Unter den vielen Einwänden gegen
            die Luhmann’sche Systemtheorie sind hier jene relevant, die sich gegen die drei genannten
            Oppositionen richten. Gegen die erste Opposition hat Shmuel Eisenstadt vorgebracht,
            daß Luhmann mit einem verdinglichten Begriff der ›Moderne‹ operiert. In der historischen
            Wirklichkeit zerfalle diese sogenannte Moderne kaleidoskopisch in eine Vielzahl differenter
            ›Modernitäten‹ – »multiple modernities«. Die dritte Opposition schuldet sich einer
            peinlichen historischen Ignoranz: Luhmann weiß so gut wie gar nichts über Entscheidungsverfahren
            in den antiken Kulturen.45 Die zweite Opposition hat ganze Scharen von Historikern zum Widerspruch eingeladen.
            Erstens gab es in sogenannten vormodernen Kulturen sehr wohl funktionsspezifische
            Ausdifferenzierungen, die der sogenannten Moderne um nichts nachstehen, so die griechische
            Agonistik, die Sphäre der Politik, die Poesie und die Skulptur. Viele griechische
            Poleis pflegten eine Autonomisierung des politischen Raumes, die in in weiten Gebieten
            der westlichen Welt erst im 20. Jh. erreicht wurde. Eine konsistente Theorie zu Staat
            und Politik hat Luhmann nie entwickelt, seine Politik der Gesellschaft ist vielleicht seine schwächste Schrift. Den Grund hat Habermas in seiner Kritik
            von 1985 treffend formuliert: Die Systemtheorie Luhmann’scher Art sieht keine Instanz
            vor, von der aus man planvoll und organisiert in die anderen Funktionssysteme eingreifen
            könnte.46 Ein prägnantes Beispiel für dieses Defizit ist, daß sich mit der Luhmann’schen Systemtheorie
            die Abschaffung der Sklaverei nicht erklären läßt. Die Abolition erfolgte mit einem
            enormen politischen und militärischen Aufwand, den mehrere westliche Staaten über
            fast drei Generationen leisteten, was bedeutet, daß Staaten intentional und planvoll
            in die Systeme Ökonomie und Recht dermaßen eingriffen, daß diese Systeme fundamental
            gemäß einer politischen Absicht verändert wurden. Wie inkonsistent Luhmann das Thema
            ›Staat‹ verortet, wird aus seiner Definition ersichtlich: »Wir ziehen es daher vor,
            von der gesellschaftlichen Funktion politischen (kollektiv bindenden) Entscheidens
            auszugehen und vom Staat nur zu sprechen, wenn dieser Begriff zur Selbstbezeichnung
            einer politischen Ordnung tatsächlich gebraucht wird. Das ist erst in der frühen Neuzeit
            der Fall.« Wenn der Begriff ›Staat‹ nichts weiter ist als eine Selbstbezeichnung,
            dann handelt es sich für die Geschichtswissenschaft um einen quellensprachlichen Term,
            der an sich kaum einen definitorischen Gehalt und darum keinen analytischen Wert hat.
            Da der ›Staat‹ keine soziale Entität ist, sondern eine Selbstbezeichnung, ist der
            Staat auch nirgendwo historisch entstanden. Die Analyse des politischen Systems benötigt
            diese Selbstbezeichnung nicht. Freilich ist dann die Aussage, der Staat sei eine europäische
            Erfindung, ein leeres Gerede. Denn die Europäer haben demnach nichts anderes erfunden
            als ein bloßes Wort.47

         Man sollte annehmen, daß Luhmanns Texte in der Diskussion über die Anwendbarkeit des
            Staatsbegriffs keine Rolle spielen. Doch Aloys Winterling hat sich just auf Luhmann
            gestützt, um den Nachweis zu erbringen, daß es in der Antike keinen Staat gegeben
            habe. Zum Ausgangspunkt nimmt er aber nicht jene Überlegungen, die Luhmann in seiner
            Politische Soziologie zum Thema ›Staat‹ anstellt.48 Stattdessen greift er zurück auf Luhmanns Axiom, wonach alle hochentwickelten vorneuzeitlichen
            Gesellschaften auf Stratifikation beruht und Schichtung als ihr primäres Einteilungsprinzip
            benutzt hätten.49 In solchen stratifizierten Gesellschaften finde eine funktionsspezifische Ausdifferenzierung
            nicht statt. Nun ist das eines der am häufigsten widerlegten Axiome der vergangenen
            vier Dekaden. Es simplifiziert die historischen Phänomene in einem Ausmaß, das einer
            Verfälschung gleichkommt. Dennoch dient es immer wieder dazu, Schematisierungen vorzunehmen.
            So gebraucht es auch Winterling. Er verweist die Römische Republik in die Rubrik der
            stratifizierten Gesellschaften, behauptend, »daß Politik im republikanischen Rom nicht
            funktionsspezifisch ausdifferenziert war, sondern in die Stratifikation der Gesellschaft
            eingebettet blieb.« Ob diese Behauptung tragfähig ist oder nicht, läßt sich nur entscheiden,
            wenn man das politische System der Römischen Republik vergleicht mit jenen Gesellschaften,
            die Luhmann und seine Anhänger für funktionsspezifisch ausdifferenziert hält. Vor
            einem mit historischer Empirie gefütterten Vergleich hat sie keinen Bestand. Sie dient
            Winterling aber zur Prämisse für eine kardinale Schlußfolgerung: »Da die römische
            res publica keine ›Republik‹ im Sinne moderner ausdifferenzierter Staatlichkeit war,
            konnte man sie auch nicht in Richtung auf eine ›Monarchie‹ verändern, vielmehr mußte
            sie auch unter der Caesarenherrschaft weiter bestehen.«50 Das ist eine kardinale Aussage, die weit über die Luhmann’schen Überlegungen hinausgeht.
            Sie bedeutet: Dort wo Politik nicht funktionsspezifisch ausdifferenziert ist, dort
            kann die staatliche Form auch nicht verändert werden. Die ›Einbettung‹ in die soziale
            Stratifikation oder auch die ›strukturelle Kopplung von gesellschaftlicher Stratifikation
            und politischer Organisation‹ läßt eine Veränderung der politischen Organisation nur
            zu, wenn »die Grundstruktur der Gesellschaft überhaupt außer Kraft gesetzt« würde.
            Diese Schlußfolgerung ist umstürzend. Demnach hätte die gesamte bisherige Geschichtswissenschaft
            die griechisch-römische Antike gräßlich verkannt. Freilich hätte dann die Römische
            Republik niemals entstehen dürfen; denn das Königtum, welches die römische Frühzeit
            prägte, war ja gleichfalls eine Form politischer Organisation, die ›in die gesellschaftliche
            Stratifikation eingebettet‹ blieb. Nach den Prämissen von Winterling und Luhmann,
            war die Politik in jenem archaischen Stadtstaat um 510 v. Chr. ebensowenig funktionsspezifisch
            ausdifferenziert wie zur Zeit von Augustus. Nach Luhmanns Vorgaben war das nirgendwo
            in der ›Vorneuzeit‹ der Fall; und darum ist nach Winterling jedweder Verfassungswandel
            in der sogenannten Vormoderne a priori unmöglich. Was wären die Konsequenzen für die
            Althistorie? Solon hätte die Polis Athen nicht konstitutionell reformieren können.
            Und es konnte 546 v. Chr. in Athen auch keine Tyrannis sich etablieren, weil ein Wandel
            der politischen Organisation nur möglich gewesen wäre, wenn der Tyrann ›die Grundstruktur
            der Gesellschaft überhaupt außer Kraft gesetzt‹ hätte. Und wie hätte sich in Athen
            jemals eine Demokratie herausbilden sollen? Und was ist mit den vielen Bürgerkriegen,
            die man in den griechischen Poleis führte, um die Staatsform zu ändern? Alle diese
            friedlichen und unfriedlichen Veränderungen der politischen Organisation von Gemeinschaften
            waren logisch ausgeschlossen; und was logisch ausgeschlossen ist, das kann auch empirisch
            nicht existieren. Hier machen die Konsequenzen freilich nicht halt. Denn wo es keinen
            Wandel der Staatsformen gegeben hat, dort konnte es noch viel weniger eine politische
            Reflexion über Staatsformen geben. Also ist die Verfassungsdiskussion im Alten Israel,
            welche wir in der Jotam-Parabel vorfinden, a priori unmöglich, desgleichen die Erzählung
            von Sauls Erhebung zum König.51 Die intensiven, extensiven und terminologisch ungemein präzisen Verfassungsdiskussionen
            in der hellenischen Kultur waren nicht nur gegenstandslos, weil ihr Gegenstand – eine
            verselbständigte Form staatlicher Organisation – gar nicht existierte, sondern sie
            waren a priori unmöglich. Halten wir ein und atmen wir durch. Die Fachdisziplin hat
            die Wahl. Entweder sie folgt der Luhmann’schen Geschichtsphilosophie, oder sie beharrt
            auf ihrem wissenschaftlich gesicherten Wissen.
         

         Nun zur vierten Sichtweise. Sie wurde geformt in der Politischen Anthropologie im
            weitesten Sinne. Sie knüpft den Gebrauch des Begriffes ›Staat‹ an angebbare Voraussetzungen,
            sie ist nicht bloß anschlußfähig an die rechtshistorischen Diskussionen vom Ende des
            19. Jhs. bis in die 20er Jahre des vergangenen Jahrhunderts, sondern überkreuzt sich
            stellenweise mit derselben. Ihr Ausgangspunkt ist das Axiom, daß sich die Besonderheit
            des Phänomens ›Staat‹ nicht begrifflich fassen läßt, wenn nicht vorstaatliche politische
            Zustände beachtet werden. Erst der Blick auf vorstaatliche Ethnien erlaubt, ein breites
            Inventar an Formen von schwach organisierter Herrschaft zu erstellen und die kardinalen
            Komponenten zu ermitteln, die in den Formen stark organisierter Herrschaft wirken.
            Dabei sind nicht die ›Verfassungsformen‹ gemeint, sondern die beträchtlichen Differenzen
            in der Reichweite von kollektiv bindenden Entscheidungen und in der Intensität, mit
            der solche Entscheidungen umgesetzt und durchgesetzt werden. Unweigerlich führen diese
            Fragen zu drei Themenbereichen, erstens zu den Funktionen, zweitens zu den personellen
            Stäben, die diese Funktionen ausüben, drittens zu den Machtsorten, die man dabei gebraucht,
            wobei vier Sorten dominieren, nämlich utilitäre, normative, sakrale und zwangsbasierte
            Macht. Und es stellt sich dann die Frage, wie diese Machtsorten jeweils verteilt sind
            und wie sie wirken.52

         Von der Warte der Politischen Anthropologie aus gesehen ist die maßgebliche Frage
            die, welche Dichte an Organisationsmacht erreicht sein muß, damit eine politische
            Einheit – sei es eine winzige Ethnie, ein ansehnlicher Stamm, eine Stadt oder ein
            größerer territorialer Verband – zureichend stabil bleibt und so handlungsfähig wird,
            daß er koordiniert agieren kann, eben als Einheit. Wenn diese Dichte eine Schwelle
            überschreitet, die meist verbunden ist mit dem Aufkommen von Städten, von Schrift,
            von Gerichten und von einer übergeordneten Instanz, dann setzt eine hochkulturelle
            Dynamik ein. Die kulturvergleichende Forschung hat wichtige Anregungen gewonnen aus
            der Frage nach den Übergängen von vorstaatlichen Formen der Organisation zu staatlichen.
            Den inneren Frieden herzustellen und ihn zuverlässig aufrechtzuerhalten, ist die fundamentale
            Voraussetzung, um die kollektive Handlungsfähigkeit zu steigern, insbesondere die
            Fähigkeit, Krieg zu führen. Unabdingbar ist es, die Blutrache zu stoppen und durch
            Verfahren zu ersetzen, welche die Gemeinschaft nicht auseinanderreißen.53 Die funktionalistisch ausgerichtete Ethnologie hat den Zusammenhang von äußerer Handlungsfähigkeit
            und Sicherung des inneren Friedens ausgiebig dokumentiert und nach allen Seiten untersucht.54 Klar ist, daß die Funktion der inneren Friedenssicherung eine politische Funktion
            ist, die sehr starke Impulse gibt, um Institutionalisierungen voranzutreiben. Desgleichen
            ist die kollektive Kontrolle darüber, ob das ganze Kollektiv in einen Krieg eintritt
            oder nicht, fundamental für die politische Einheit.55 Der Befund widersprecht in maßgeblichen Hinsichten den Axiomen der Luhmann’schen
            Systemtheorie: Alle Spezialisierung von Funktionen widerstrebt der sozialen Stratifikation
            und tendiert dazu, diese zu durchbrechen; spezialisierte Funktionen erzeugen besondere
            Autoritätsformen, und diese sind häufig nicht kompatibel mit dem bloßen Akzeptieren
            der sozialen Überlegenheit. Es läßt sich eine Wechselwirkung aufzeigen. Soll die soziale
            Stratifikation sich einigermaßen identisch reproduzieren, benötigt sie differenzierte
            Funktionen. Wenn solche differenzierte Funktionen sich verstetigen sollen, dann ist
            ein zureichender innerer Friede notwendig. Und um diesen aufrechtzuerhalten benötigt
            ein menschlicher Verband hinreichend wirkungsmächtige Institutionen, die ihrerseits
            unweigerlich Prozesse zur weiteren Differenzierung auslösen und in Gang halten. Damit
            stratifizierte Gesellschaften überlebensfähig bleiben, sind sie angewiesen auf ausdifferenzierte
            Funktionen.
         

         Interdisziplinär ausgerüstete Ansätze haben die Herausbildung staatlicher Formen in
            der griechischen Archaik auf neue Weise erschlossen. Sie haben die Sistierung der
            Blutrache und die zentrale Rolle der Streitschlichtung geklärt und den Zusammenhang
            von Polisformation und innerem Frieden herausgearbeitet.56 Verwiesen sei insbesondere auf Michael Stahls grundlegende Studie zum Übergang von
            vorstaatlicher Organisation zur graduell konzipierten Staatlichkeit im archaischen
            Athen.57 Andere schlugen ganz eigene Wege ein. Christian Meier billigte 1969 der griechischen
            Polis eine »einigermaßen vollendete Staatlichkeit« zu; doch 1984 widerrief er das
            vollständig. 1980 legte er detailliert dar, daß der Raum des politischen Entscheidens
            im römischen Gemeinwesen sich niemals dermaßen autonomisierte, wie das in einer durchschnittlichen
            griechischen Polis der Fall war; und 1982 sprach er der Römischen Republik eine »eigenständige
            Staatlichkeit« ab, wobei er auf das Fehlen von Bürokratie, Staatsanwalt, Kriminalpolizei
            und öffentlichem Schulwesen verwies.58 Nun ist die Differenz im Grad der Autonomisierung ein andersartiges Argument als
            die Feststellung, es fehlten Einrichtungen, die wir für selbstverständlich halten;
            jene Differenz behält ein spezifisches historisches Gewicht. Ob sie ausreicht, den
            Begriff ›Staat‹ für das Imperium Romanum ungültig zu machen, ist eine andere Frage.59

         Konstruiert man die spezifische Form von Herrschaft in unterschiedlichen Kulturen,
            indem man vor allem ihre Funktionen besieht und kombiniert, dann wandert der Fokus
            auf die Eigenart, also auf die jeweiligen Eigenschaften; damit drängt sich automatisch
            die Vokabel ›Staatlichkeit‹ an die Stelle von ›Staat‹; und diese stellt sich unmittelbar
            als Vielfalt von Formen dar, erweist sich aber mittelbar als ein Phänomen von graduellen
            Differenzen in den Funktionen, den Institutionen und den Machtmitteln. In diesem Sinne
            wurde ›Staatlichkeit‹ in den Fachkreisen um 1990 diskutiert; das dokumentiert ein
            Aufsatz von Walter Eder über die Staatlichkeit des frühen Rom. In einem einschlägigen
            Lexikon-Artikel kommentierte Reinhart Koselleck:
         

         
            »Die Anwendung des Terminus ›Staat‹ auf alle Kulturen und Perioden der Weltgeschichte
               kann, wenn sie bewußt gemacht und methodisch im Hinblick auf ihren (Vergleichs-)Wert
               sowie auf ihre eingeschränkte Aussagekraft reduziert gerechtfertigt wird, vertreten
               werden […] Es ist Sache definitorischen Übereinkommens, ob dafür (gegebenenfalls von
               welcher Grenze des Umfangs und dauerhafter Organisationsintensität an) das Wort Staat
               als formalisierter Allgemeinbegriff benutzt werden sollte.«60

         

         Das ist weberianisch-neokantianisch gedacht; Begriffe sind demnach zu behandeln wie
            Kategorien. Maßgeblich sind die definierten Kriterien und ihre jeweilige Bestimmung.
            Eine Selbstverständlichkeit, auf die bereits Jellinek hinwies, als er seine berühmte
            Trias formulierte.61 Daher überschneiden sich Politische Anthropologie und Historische Soziologie auf
            so unproblematische Weise – hinsichtlich der Thematik und der analytischen Vorgehensweisen.
         

         Der Vorschlag, den Staat nicht als Zustand, sondern als Prozeß zu verstehen, ist logisch
            keine Lösung. Wir wissen seit Heraklit und Platon, daß alle irdisch existierenden
            Dinge sich im fortwährenden Prozeß des Werdens befindet. Und die Geschichtswissenschaft
            hat es – im Gegensatz zur Rechtswissenschaft – just mit dem Wandel zu tun. Das Erstaunliche
            für den Historiker ist nicht die Veränderung, denn diese ist die banalste Gegebenheit
            überhaupt; das Erstaunliche ist vielmehr die Stabilität von Dingen und sozialen Konfigurationen.
            Kulturen existieren nur durch die Reproduktion über die Generationen hinweg, vermittelst
            der Generationen. Für die Akteure ist es von kardinaler Bedeutung, daß sie in verläßlichen
            Zuständen leben, die für sie Geltung haben; sie sind notwendigerweise Essentialisten.62 Der Blick des Historikers indes richtet sich auf das Phänomen der durch Reproduktion
            gewonnenen Dauer. Für ihn ist augenfällig, daß solche geronnenen Zustände – ohne die
            keine Kultur überleben kann und keine Form politischer Organisation bestehen bleibt,
            zwangsläufig die Dispositionen der Angehörigen einer politischen Gemeinschaft verändert,
            folglich auch den Gebrauch, den diese von den Institutionen – auch den öffentlichen –
            machen. Das ist ein Apriori schlechthin aller historischen Forschung.
         

         Es sind zwar neue Worte aufgetaucht, aber keine neuen Definitionen. Das war zu erwarten.
            Nur neue Argumente können zu neuen Begriffen sensu stricto führen. Aber die Diskussion
            ist inhaltlich über ihren Stand von 1990 nicht hinausgekommen.63 Auch das darf nicht verwundern; denn wenn theoretische Probleme scharf zu Ende gedacht
            werden, dann sind die gewonnenen theoretischen Einsichten weitgehend gleichgültig
            gegen alle neuen Erfahrungen und Situationen. Die fundamentale Frage ist dieselbe
            geblieben, nämlich wie man die Grade von Staatlichkeit festzustellen vermag. Die Antworten
            werden wohl auch die gleichen bleiben. Sie laufen stets darauf hinaus, daß mindestens
            vier methodische Erfordernisse zu erfüllen sind: Man benötigt erstens ein Inventar
            von staatlichen Funktionen, zweitens ein Inventar von administrativen, militärischen
            oder religiösen Apparaten, drittens ein differenziertes Inventar der Machtsorten –
            es ist nicht bloß zu fragen, ob es außer utilitärer, normativer, sakraler und zwangsbasierter
            Macht noch weitere Sorten gibt, sondern die Hauptaufgabe dürfte die sein, die Machtsorten
            in forschungspraktisch operationable Varianten zu untergliedern – und viertens eine
            Skala, auf welcher sich die Autonomisierung des Politischen ablesen läßt. Ob noch
            weitere Erfordernisse auftauchen, wird der Weitergang des historischen Forschens zeigen.
         

         Das Imperium Romanum war ein Staat: Ein Imperium von fünf Millionen Quadratkilometer
            Landmasse, die heute unter etwa 30 Nationen aufgeteilt ist; ein Imperium mit genauen
            Provinzialgrenzen, seit der flavischen Ära mit einem messerscharfen Perimeter; ein
            Imperium mit einer Einwohnerschaft von etwa 80 Millionen zur neronischen Zeit, die
            untergliedert war in Personenmengen von genau definiertem rechtlichen und politischen
            Status; ein Imperium mit einem Rechtssystem, das Instanzenzüge kannte und den Appell
            an den Kaiser zuließ; ein Imperium mit einheitlicher Reichswährung, freiem Reiseverkehr
            von der schottischen Grenze bis Ägypten, mit einem Netz imperialer Straßen von über
            80.000 Kilometer Länge, mit exzellenten Häfen und sehr niedrigen Zöllen; ein Imperium,
            das sich erlaubte, Städte durch Wasserleitungen zu versorgen, die manchmal über 60
            Kilometer lang waren; ein Imperium mit regelmäßigen Einnahmen für die kaiserliche
            Kasse von ca. 300 Millionen Denaren pro Jahr; schließlich ein Imperium, das verteidigt
            wurde von einer stehenden Armee von etwa 380.000 Soldaten, die präzise organisiert
            war, mit geregelten Dienstzeiten und Besoldung und einem strikten Mechanismus interner
            Beförderung.64 Das alles soll kein Staat gewesen sein?
         

         Blicken wir auf Rom selbst, eine Stadt von einer Million Einwohner, von denen 150.000
            berechtigt waren, ein bestimmtes Quantum Getreide kostenlos in Empfang zu nehmen,
            an bestimmten Tagen, gemäß genauer Listen. Im Süden Roms standen riesige Getreidespeicher
            (horreae), welche regelmäßig gefüllt wurden von bestens organisierten Getreideflotten aus
            Nordafrika und Ägypten, die in Ostia in einem eigens angelegten künstlichen Hafen
            ihre Ladungen löschten. Ein Personal von 700 Fachleuten kümmerte sich um die zehn
            Wasserleitungen, welche Rom versorgten. Über die 14 Bezirke Roms wachte eine stehende
            Feuerwehr von etwa 7.000 Mann. Das waren organisatorische Leistungen, die Paris und
            London erst im 19. Jh. erreichten; zudem waren es öffentliche Leistungen, erbracht
            von Institutionen, die zur politischen Herrschaft gehörten. So viel Staat hatte man
            in der Neuzeit erst wieder in der 2. Hälfte des 19. Jhs. Wenn die Stadt Rom nicht
            ›staatlich‹ verwaltet wurde, dann wird rätselhaft, was überhaupt staatliche Aufgaben
            sind. Wer dem Imperium Romanum abspricht, ein ›Staat‹ gewesen zu sein, muß folgerichtig
            das Wort ›Staat‹ aus dem Wortschatz streichen. Denn dann hat es niemals Staaten auf
            dem Globus gegeben.
         

      

      
         
            1.2 Der Prinzipat – eine fest institutionalisierte Monarchie
            

         

         Monarchien haben ihre Besonderheiten; und es ist naheliegend, diese herzuleiten aus
            ihrer Vorgeschichte.65 Aber, gesetzt selbst, eine solche genetische Erklärung sei zureichend, dann bliebe
            trotzdem fraglich, wo man die Vorgeschichte des Prinzipates zu suchen habe. Hat sich
            diese Staatsform an die Stelle einer Republik gesetzt, die zwar keinen Ausweg aus
            ihrer Krise fand, aber dennoch eine Republik geblieben ist? Wer das glaubt, hat Mühe,
            zu begreifen, wie schnell sich die Monarchie durchsetzte. Ein völlig anderes Bild
            ergibt sich, wenn wir berücksichtigen, daß die Römische Republik nach dem ersten Bürgerkrieg
            88–82 v. Chr. nicht mehr zurückfand zu ihrer traditionellen Funktionsweise. Der institutionelle
            Gehorsam der römischen Bürger in den italischen Munizipien war schon seit dem Bundesgenossenkrieg
            ein sehr schwacher. Mühsam nur erbrachten sie eine prekäre Loyalität gegenüber einem
            Senatsregiment, das nach Sullas Diktatur von einer Handlungsunfähigkeit in die andere
            taumelte. Das sich professionalisierende Heer war schon lange bereit, eher einem fähigen
            Feldherrn zu folgen als den Dekreten der Republik. Weil der Senat notorisch unfähig
            war, dringliche und wichtige Probleme zu lösen, lieferte er mannigfache Gelegenheiten
            für jene Senatoren, die – meist am Senat vorbei und oft gegen seinen Willen – das
            taten, was die Situation verlangte und sich so zu Rettern aufwarfen. Das Senatsregime
            erzeugte jene ›großen Einzelnen‹, welche ihm schließlich das Genick brachen. Mit Cäsars
            Konsulat 59 v. Chr. verlor der Senat seine Stellung als Lenkungsorgan der Republik.
            Die Nobilität war spätestens seit dem ersten Triumvirat dauerhaft konsensunfähig;
            der Senat selber war nur noch imstande zu handeln, wenn übermächtige Condottieri ihm
            ihren Willen aufnötigten. Seit dem Ende der 60er Jahre des 1. Jhs. v. Chr. fanden
            sich unterbrechungslos Aspiranten für eine quasimonarchische Position; seit dem zweiten
            Triumvirat war offenkundig, daß die mächtigen Condottieri als Monarchen handeln mußten,
            um das Reich überhaupt noch zusammenzuhalten.
         

         Wenn wir dieses anomisch gewordene Gebilde noch als ›Republik‹ ansprechen, unterläuft
            uns ein Kategorienfehler. Denn das oligarchische System zerfiel schon vor 50 v. Chr.
            in Machtbereiche übermächtiger Warlords. Am 27. Januar 43 suspendierte ein Volksbeschluß –
            die Lex Titia – die Verfassung und stattete drei Männer für fünf Jahre mit diktatorischen Vollmachten
            aus. Dieses ›Zweite Triumvirat‹ beendete verfassungsmäßig die Republik viel gründlicher
            als Sullas Diktatur das getan hatte, zumal diese Vollmachten 38 v. Chr. um weitere
            fünf Jahre verlängert wurden. Damit etablierte sich völlig legal ein Warlordsystem.
            Von diesem gab es kein Zurück zur senatsgeleiteten Republik mehr, weil die wichtigsten
            Schichten der römischen Bürgerschaft nicht mehr bereit waren, dem Senat als Lenkungsorgan
            zu gehorchen. Die Legionen und die Plebs rustica – d. h. die Bürger der ländlichen
            Gemeinden Italiens – taten das schon lange nicht mehr, und seit dem Januar 52 v. Chr.
            auch nicht mehr die Plebs urbana. Diese verlangte seitdem immer wieder, daß ein Senator
            mit quasimonarchischer Vollmacht Aufgaben erfüllte, zu welchem das Senatsregiment
            ersichtlich außerstande war. Ohne den Gehorsam dieser beherrschten Bürger waren weder
            der Senat noch die normalen Magistrate imstande, zu regieren.
         

         Die Alternative lautete seit 50 v. Chr. nicht: ›Entweder senatsgestützte Republik
            oder Monarchie‹, sondern ›entweder Fortdauer der Warlordsysteme oder eine befriedende
            Monarchie‹.66 Das System der mit außerordentlichen Vollmachten ausgestatteten Warlords endete,
            weil es einem der Triumvirn gelang, die beiden anderen zu eliminieren. Nach dem Krieg
            gegen Antonius war allen klar, daß ein Senatsregime ohne monarchische Aufsicht in
            periodische Bürgerkriege schlittern mußte. Nicht einmal die höchste Kohäsion und die
            zuverlässigste Konsensfähigkeit der Senatorenschaft hätten ausgereicht, um die Monarchie
            zu verhindern. Die herrschende Aristokratie konnte schon lange nicht mehr auf herkömmliche
            Weise herrschen. Als jedoch alle wichtigen Sektoren der beherrschten römischen Bürger
            sich weigerten, sich noch weiter von einem regierungsunfähigen Organ beherrschen zu
            lassen, da verlor jene Res publica, die vom Leitorgan der Aristokratie regiert wurde,
            ihre Legitimität. Die Herrschaft des Senates war zu Ende. Eine neue Res publica entstand,
            geführt von einem Monarchen. Der Widerstand gegen die Monarchie geriet darum zusehends
            zum Protest gegen deren unliebsame Formen. Die erfolgreichen Prätendenten mußten einen
            Modus monarchischer Machtausübung finden, der auch für die Aristokratie annehmbar
            war. Das ist Octavian ungefähr zwischen 29 und 19 v. Chr. gelungen.67

         Die Monarchie war damit institutionalisiert – insofern als die Einbindung der monarchischen
            Person in die politischen Formen der Republik grosso modo abgeschlossen war. Die Rivalen,
            die Augustus noch blieben oder entstanden, waren keine ›Republikaner‹, sondern potentielle
            Anwärter auf die Rolle eigenständiger Warlords. Der »locus princeps«68 hatte eine deutliche Kontur erhalten; er war definierbar für alle maßgeblichen Sektoren
            der politischen Gemeinschaft des Römischen Reiches, d. h. für die Reichsaristokratie,
            die Plebs urbana sowie das Heer. Doch einem jeden derselben kehrte dieser »locus princeps« ein unterschiedliches Antlitz zu.
         

         Indem Augustus 4 n. Chr. seinen Stiefsohn Tiberius adoptierte und ihn zum Mitregenten
            erhob, institutionalisierte sich die Monarchie endgültig, wie Ronald Syme betont hat.
            Die Institutionalisierung der monarchischen Stellung und der Nachfolge erreichte damit
            jenen Stand, der während der Prinzipatsepoche kaum Schwankungen unterworfen und niemals
            ernsthaft bedroht war, außer von manchen Kaisern selber. Der Grad der Institutionalisierung
            der Monarchie ist daran abzulesen, daß keine handelnde Gruppe diese je infrage stellte.
            Keine aktionsfähige Gruppierung sah demnach zu ihr eine Alternative.69 Das besagt nicht, daß es gar keine gegeben hätte. Doch lagen sie nicht in der Reichweite
            des Handelns der zur Initiative fähigen Gruppen. In diesem Sinne gab es also keine
            Alternative.
         

         Nicht die Form der Verfassung bestimmt die Beschaffenheit eines staatlichen Gebildes,
            sondern der Gehorsam der Beherrschten, und zwar die Modalität dieses Gehorsams. Der
            erste Princeps verhehlte darum auch gar nicht, daß die Res publica unter seiner Regierung
            eine Monarchie geworden war. Er bekundete das sowohl in der Anlage des von ihm errichteten
            Forums als auch in der wiederholten Präsentation von Nachfolgern wie auch im bedeutsamsten
            memorialen Ritual der Römer, in den Leichenzügen seiner Familie.
         

         
            
               1.2.1 Das kollektive Gedächtnis – ausgerichtet auf die neue Monarchie
               

            

            Zunächst ein Blick auf das Augustusforum. Zwischen 27 und 19 v. Chr. erhielt der Prinzipat
               jene Gestalt, die sich im kommenden Vierteljahrtausend nicht mehr gravierend änderte.
               Viele Tempel wurden restauriert, vergessene Kulte wiedereingerichtet oder neu erfunden.
               Die Dichter gebrauchten sogar apokalyptische Motive, um die Jetztzeit als goldenes
               Zeitalter zu preisen.70 Bezeichnenderweise machte sich Augustus sofort daran, das kollektive Gedächtnis der
               Res publica so umzugestalten, daß es sich in das neue monarchische Regime einfügte.
               Bei den Leichenbegängnissen der kaiserlichen Familie veränderte er mehrfach den Aufbau
               der Ahnenserie im Trauerzug.71 Das Ergebnis seines Experimentierens präsentierte sich eindrucksvoll, als er im Jahre
               2 v. Chr. das nach ihm benannte Forum einweihte. Dessen architektonisches und skulpturales
               Programm visualisierte eine neue Vorstellung von der römischen Vergangenheit. Die
               Anlage prägte diesen monarchisch gedeuteten Geschichtsverlauf in das Stadtbild ein.
               72 Ihre Gestalt nahm die zeitliche Tiefe der römischen Geschichte auf und transponierte
               sie in ein Netz räumlicher Sukzessionen und räumlicher Korrespondenzen:
            

            Zwei Portiken flankierten einen rechteckigen Hof, der auf den Tempel des Mars Ultor
               fluchtete. In dessen Apsis standen mehrere Statuen – jene des Mars in der Mitte. Im
               großen Hof ragte eine Quadriga empor, gelenkt von Augustus. Die beiden Portiken faßten
               die Statuen erinnerungswürdiger Römer in zwei Serien; diese Serien entsprachen einem
               agmen imaginum, d. h. einer Ahnenparade beim senatorischen Leichenbegängnis. Diese Statuenreihen
               stellten nicht mehr die Ahnenserie einer Familie (gens) dar, sondern präsentierten sich als Parade von großen Römern aus unterschiedlichsten
               gentes: Valerier, Cornelier, Claudier, Fabier, Aemilier, Manlier, Fulvier, Julier usw.;
               sie waren mit Sicherheit chronologisch geordnet – wie bei einer pompa funebris. Bemerkenswert ist die völlige Kollektivierung genealogischer Momente, somit die
               Enteignung sämtlicher gentes, einschließlich der Familie des ersten Princeps. Die hervorragendsten Römer fanden
               sich – ohne Rücksicht auf ihre Herkunftsfamilien – auf den Statuensockeln und ergaben
               zusammen mit den Vorfahren des Kaisers einen kompakten Kanon an maiores.73 Der Betrachter erblickte in ihnen eine Abbreviatur der römischen Geschichte. Die
               Anordnung ihrer Statuen verlautbarte optisch noch mehr: So wie die trojanische Abstammung
               nicht den Juliern alleine gehörte, sondern dem ganzen römischen Volk, so liefen alle
               römischen gentes auf die kaiserliche Familie zu und mündeten in sie ein. Die Abfolge der großen Römer
               gab dem Triumphator auf der Quadriga das Geleit und choreographierte den augusteischen
               Prinzipat als Vollendung der römischen Geschichte. Den pädagogischen Zweck dieser
               kanonisierten Segmente sprach Augustus öffentlich aus.74 Der Bruch zwischen Republik und Prinzipat war heilbringend.
            

            Nun war das zentrale Bauwerk der Tempel des Mars, welcher hier den Beinamen Ultor –
               der Rächer trug.75 Das Thema der Rache beherrscht die Anlage. Der außenpolitische Akzent ist in der
               Rache zweifelsohne zu hören; denn hier trat der Senat zusammen, um über Frieden und
               Krieg zu beschließen, und hier legten hinfort die Triumphatoren ihre Kränze nieder.
               Aber das ist nur eine Seite der Medaille. Die andere ist konstitutionell wichtiger.
               Der ermordete Vater – dessen Statue prominent ausgestellt war, obschon noch nicht
               geklärt ist, an welcher Stelle – und der siegreich rächende Sohn vor dem Tempel nehmen
               aufeinander Bezug: Rache und Nachfolge. Mehr noch: Rache und Neugründung der Res publica.
               Dieser Konnex ist im politischen Imaginären Roms unverbrüchlich und allbekannt. Denn
               die Sagen von Lucretia und von Verginia behandelten eben das: Eine unerträglich gewordene
               Staatsordnung stürzt, weil ein Übergriff mit Todesfolge den rächenden Aufstand auslöst,
               welcher das bestehende Regime wegfegt und zur Aufrichtung einer neuen politischen
               Ordnung führt. Cicero nennt beide Sagen nebeneinander, als seien sie exempla.76 Zusammen ergeben sie ein politisches Mythem – ein mythisches Muster mit politischer
               Bedeutung. Dieses Mythem lautet: Die neue, bessere politische Ordnung verdankt sich
               einer individuell motivierten, aber kollektiv geübten Rache.
            

            Das Rachemotiv, das der Name des Mars-Tempels beschwört, verdeutlicht sich: Dieses
               Forum besiegelt architektonisch und symbolisch die Erfüllung eines Versprechens. Das
               Versprechen erschallte in mächtigen Rufen auf dem Forum, als die Leichenfeier für
               Cäsar zur Manifestation gegen dessen Mörder wurde. Eingelöst hat es nun der testamentarisch
               Adoptierte – als rächender Sohn. Dieser Sohn wurde desto mehr Sohn, je mehr es ihm
               gelang, sich als den einzigen und wahren Rächer des parens patriae zu inszenieren. Die Rache – und daher nimmt sie in seinen Res Gestae einen solch
               hohen Rang ein – machte Augustus zum Sohn im vollsten Sinne, und damit zum eigentlichen
               und unanfechtbaren Nachfolger Cäsars. So wie das Königtum durch einen Racheakt stürzte,
               so zerbrach das Regime der senatorischen Warlords, als der Sohn den Vater rächte.
               In dieser Symbolik findet der Krieg gegen Antonius keinen Platz; stattdessen gerät
               der rächende Sieg zum Gründungsakt der Monarchie. Und die Gründung der Monarchie verschlingt
               sich semantisch aufs engste mit der Stillstellung des Bürgerkrieges.
            

            Diese Doppelgesichtigkeit verbindet Vergangenes und Zukünftiges – plastisch dargestellt.
               Das Viergespann mit der Statue des siegreichen Sohnes bewahrheitete die erfüllte Rache
               für ein vergangenes Verbrechen und die wiederhergestellte Ordnung in bleibender monarchischer
               Form. In diesem verbildlichten Gründungsmythos durfte der Vater symbolisch verschwinden,
               weil der Sohn einen neuen Weg einschlug. Dieses politische Mythem entfaltete in der
               Geschichte des Prinzipats eine beachtliche Mythomotorik: Manch ein Usurpator ließ
               Münzen mit ›Mars Ultor‹ prägen oder nach dem Sturz seines Vorgängers die Arvalbrüder
               dem Mars Ultor opfern.77

            Nun zur pompa funebris des Kaisers. Nicht nur architektonisch präsentierte sich der Prinzipat als Monarchie,
               sondern auch in einem der prominentesten Rituale, nämlich bei der Aufreihung der Ahnenbildnisse
               in den Leichenzügen der senatorischen Familien. Augustus hatte bis zur Einweihung
               des Forums bei mehreren Trauerfeiern ausprobiert, welche imagines aus dem gesamtrömischen Bestand sich für eine kanonisierbare Auswahl eigneten. Diese
               Selektion war endgültig vollzogen, als man die Statuen im Augustus-Forum aufstellte.
               Aber sieben Jahre vorher, als sein Stiefsohn Drusus beigesetzt wurde, zeigte die pompa funebris lediglich die Ahnenbildnisse der Julier und der Claudier. Überdies fehlte Caesars
               Maske im julischen Zug, da der Diktator 42 v. Chr. vergottet worden war. Die Monarchie
               erzeugte Aporien: Wohin gehörten die vergöttlichten Kaiser? Die Apotheose verunklarte
               ihren religiösen Status. Sie waren – religiös gesehen – keine Toten, folglich konnten
               sie in der Prozession der Bildnisse nicht auftauchen. Der Leichenzug des Augustus
               14 n. Chr. schuf Klarheit: Die Bahre ging – wider alles Herkommen – an der Spitze;
               die Prozession der Ahnen folgte. Augenfällig nahm der Kaiser den ersten Platz vor
               sämtlichen Ahnen Roms ein. Die Ahnenparade setzte sich nun zusammen aus einer ersten
               Serie mit den direkten Vorfahren; darauf folgte eine zweite Serie, bestehend aus einer
               Auswahl vornehmer Römer aller Geschlechter, angeführt von Romulus und den Königen
               Roms. So geriet diese pompa zu einem defilierenden Abriß der römischen Geschichte insgesamt. Der erste Princeps
               schuf damit das Modell künftiger Leichenzüge von Kaisern.78

            Das war ein drastischer Eingriff ins konventionelle Aussehen der pompa funebris: Nun fanden sich in dieser pompa Ahnen, die gar nicht in die traditionelle klassematische Ordnung von Ahnenbildern
               paßten: Wie war ein König gegen einen Triumphator aufzurechnen? Und wie war der vergottete
               Romulus einzuordnen? Die symbolische Integration gelang, weil diese Figuren optisch
               aus allen genealogischen Bezügen herausfielen: Romulus und nach ihm die Könige Roms
               führten den selektierten und kanonisierbaren Bestand aller herausragenden Römer an –
               ohne jede Rücksicht auf Verwandtschaft oder matrimoniale und adoptionale Verbindungen.
               Die pompa funebris des Kaisers evozierte die großartige Vergangenheit Roms und zelebrierte deren Vollendung
               in ihm, dem Kaiser. Damit enthob sich das kaiserliche Leichenbegängnis aller inneradligen
               Konkurrenz. Bei diesem Arrangement wurde die eigene Familie des Kaisers unwichtig.
               Sogar Kaiser, die überhaupt keine Ahnenbilder besaßen, stellten mit einer solchen
               pompa funebris alles in den Schatten, was römische Familien aufzubieten hatten. Genau das geschah,
               als man 79 n. Chr. Kaiser Vespasian bestattete, einen homo novus ohne eigene Ahnenbilder. Die funeralen Inszenierungen der kaiserlichen Familie signalisierten
               eine klare Zäsur zwischen Republik und Prinzipat, denn sie theatralisierten eine kontinuierliche
               Abfolge der römischen Vergangenheit in vier Etappen: Erstens die Figuren und Ereignisse
               vor der Gründung der Stadt, zweitens die Königszeit, drittens die Adelsrepublik, und
               viertens die Zeit der julisch-claudischen monarchischen Herrschaft. Wenn man sich
               vor Augen hält, in welchem Ausmaß Räume und Rituale sich umgestalteten und sich an
               die Monarchie adaptierten, dann erstaunt, wie schnell dieser Prozeß ablief.
            

         

         
            
               1.2.2 Der Senat und die Monarchie. Zum SC Pisonianum
               

            

            Im Jahre 20 n. Chr. fand der wahrscheinlich wichtigste politische Prozeß der tiberischen
               Ära statt. Angeklagt war Cn. Calpurnius Piso wegen Vergiftung des Germanicus und wegen
               Aufruhr gegen den Kaiser. Der Senat selber tagte als Gericht. Tacitus behandelt den
               Vorgang ausgiebig im dritten Buch seiner Annalen. Der Stand der althistorischen Kenntnisse veränderte sich schlagartig, als Ende der
               80er Jahre in Spanien zwei Bronzecodices gefunden wurden, welche ein Senatus Consultum
               vom 10. Dezember 20 enthalten, das SC de Cn. Pisone Patre, vortrefflich ediert von
               W. Eck, A. Caballos und F. Fernández. Der umfangreiche Senatsbeschluß enthält das
               Urteil über den ehemaligen Konsularlegaten Piso und weitere Mitschuldige, obendrein
               gibt er Begründungen und Argumente wieder, die ein überraschend helles Licht auf den
               Prinzipat und seine Rechtfertigung werfen.79 Dieser Text von höchster staatsrechtlicher Relevanz wurde gebilligt von 301 anwesenden
               Senatoren. Er belegt, daß der römische Senat sich im Jahre 20 n. Chr. bereits vollständig
               in einer monarchischen Verfassung bewegte.
            

            
               	
                  Das Senatus Consultum nennt den Tiberius beharrlich princeps noster. Die Senatoren benutzen also den Begriff als Titel; nur Tiberius ist princeps noster. Sogar die Soldaten des Reiches dienen sub auspicis et imperio principis nostri. Diese titulare Verwendung des Wortes setzt einen monarchischen Horizont in der politischen
                     Semantik voraus.
                  

               

               	
                  Der Beschluß erwähnt mehrfach dieselben vier Tugenden, welche jenen Schild zierten,
                     den der Senat 27 v. Chr. zu Ehren des Augustus in der Kurie aufstellen ließ. Indem
                     der Senat Tiberius dafür lobt, jene Tugenden zu erfüllen, gebraucht er diese als politische
                     Bezugspunkte. Somit lösen sie sich von der Person des Augustus und verwandeln sich
                     in die Tugenden schlechthin eines jeden Princeps. Unvermeidlich rücken sie auf in
                     den Status von Maßstäben, an welchen das Benehmen des momentan herrschenden Princeps
                     zu messen ist. Tiberius für diese Tugenden zu loben, bedeutet zugleich ihn an denselben
                     zu messen.80

               

               	
                  Ferner rechnet der Beschluß mit einer Weitergabe des Prinzipates vom Vater an den
                     noch lebenden Sohn Drusus: »Der Senat hofft, die Götter mögen um so mehr Sorge für
                     den überlebenden (Sohn des Princeps) tragen, als sie wüßten, daß die ganze Hoffnung,
                     die ›väterliche Position im Staate‹ in Zukunft einzunehmen, nun auf einem einzigen
                     liege«. Dieser Wunsch erstaunt. Denn er spricht expressis verbis aus, daß der Senat
                     die monarchische Position als staatsrechtliche anerkennt und sie als dynastische auffaßt.
                     Der Senat wird den künftigen Kaiser nicht wählen, sondern froh sein, wenn es eine
                     unproblematische Nachfolge geben wird.
                  

               

               	
                  Der Senatsbeschluß erhebt die domus Augusta in die Stellung eines monarchischen Hauses; aus der Familie des Kaisers werden sowohl
                     die Männer wie die Frauen einzeln aufgeführt und gelobt. Eine solche Ehrung der gesamten
                     domus – im Gewande von Lob für politisch zuträgliches Benehmen – markiert die domus des Kaisers als eine besondere, die sich von allen anderen aristokratischen Familien
                     abhebt. Das ist ein radikaler Bruch mit allen republikanischen Gepflogenheiten.
                  

               

               	
                  Der Beschluß verbindet den zweiten Princeps aufs Engste mit dem ersten; ihre Tugenden –
                     so meint David S. Potter – »taken together, are those of the new regime, a regime
                     that will prevent descent again into civil war«.81

               

               	
                  Das schlimmste Verbrechen des Cnaeus Piso bestand darin, das Heer gespalten und einen
                     Bürgerkrieg entfacht zu haben; Römer erhoben seinetwegen die Waffen gegen Mitbürger.
                     An dieser Stelle gaben die Senatoren zu erkennen, warum sie die Monarchie fast bedingungslos
                     akzeptierten: Alles war besser als die Wiederkehr des Bürgerkrieges. Und die Übel
                     des Bürgerkrieges blieben »begraben durch das numen des vergöttlichten Augustus und durch die Tugenden von Tiberius Augustus«. Damit
                     ist unzweideutig ausgesprochen, daß der römische Prinzipat sich perpetuieren muß,
                     damit der Bürgerkrieg nicht wiederkehre. Der Senat rechtfertigt die Existenz der Monarchie
                     mit einem historischen Grund, welcher allerdings dauerhaft gültig bleibt. Und diese
                     unaufhörliche Gültigkeit erfordert eine unbeschränkte Dauer des neuen Regimes.
                  

               

               	
                  An die Soldaten gewandt bekräftigt das SC, sie sollten auch in Zukunft der domus Augusta die Treue halten, da sie ja wüßten, daß das Heil des Römischen Reiches der Lenkung
                     und der Wachsamkeit des kaiserlichen Hauses anvertraut ist.82 Der Senat anerkennt damit die Oberhoheit des Kaisers über die Res publica – und sogar
                     die seines Hauses, also seiner Dynastie. Dem Princeps steht es zu, für das Heil der
                     Res publica zu sorgen, also über die existentiellen Belange der Res publica zu bestimmen.
                     In dieser Formel sanktioniert der Senat seine staatsrechtliche Abdankung. Mit ihr
                     erklärt die hohe Versammlung vor der reichsweiten Öffentlichkeit, daß die maßgeblichen
                     Entscheidungen – nämlich jene, an denen das Heil der Res publica und des ganzen Imperims
                     hängt – just nicht vom Senat zu treffen sind, sondern vom Princeps.
                  

               

            

            Diese Urkunde hat der Forschung eine neue Grundlage verschafft. Die römische Monarchie
               institutionalisierte sich weitaus früher, als von den meisten Forschern angenommen.
               Zwar halten einige Historiker an der Vorstellung fest, die römische Monarchie hätte
               eines langwierigen Prozesses der Institutionalisierung bedurft. Dieter Timpe hat den
               Prinzipat der julisch-claudischen Zeit für eine ›Familienherrschaft‹ gehalten; demnach
               habe sich der Prinzipat ›institutionalisiert‹ erst mit dem Übergang der Herrschaft
               an die flavische Dynastie. Empirisch ist diese Ansicht nun nicht länger zu halten.
               Aber sie ist auch theoretisch fehlerhaft: Eine Monarchie wäre ihr zufolge erst dann
               institutionalisiert, wenn sie ihre erste Trägerfamilie überlebt und über unterschiedliche
               Familien hinweg weitergereicht wird. Nimmt man diesen Gedanken ernst, dann wäre eine
               der stabilsten Monarchien, die osmanische, niemals eine Monarchie gewesen, ebensowenig
               wie die japanische; und Frankreich wäre nicht einmal bei der Ablösung der Valois durch
               die Bourbonen zur Monarchie geworden. Jede dynastische Monarchie ist just als ›Familienherrschaft‹
               institutionalisiert – sozusagen per definitionem. Letztlich entstammt Timpes Irrtum
               aus einem Unverständnis dessen, was der Begriff ›Institution‹ soziologisch bedeutet.83

            Halten wir fest: Der Senat hatte schon zu Beginn der tiberischen Ära eine Lexik und
               eine Semantik gefunden, die nicht mehr republikanisch war, sondern sich an die Existenz
               der Monarchie angepaßt hatte. Aber welcher Art war diese Monarchie?
            

         

      

      
         
            1.3 Monarchien nach Typen sortieren
            

         

         Politische Systeme lassen sich konzeptionell nicht fassen, wenn man ihre Funktionsweise
            vorwiegend oder gar vollständig ableitet von der historischen Genese. Die Struktur
            der römischen Monarchie erklärt sich nicht aus der Römischen Republik, wohl aber aus
            der finalen Krise jenes Systems, das schon seit 60 v. Chr. keine senatsgestützte Republik
            mehr war. Anders die Funktionsweise dieser Monarchie: Sie läßt sich erst begreifen,
            wenn man sie in eine Vergleichsreihe stellt. Der historische Vergleich ist in dieser
            Hinsicht ergiebiger als die Genese. Er ist die basale empirische Operation der soziologischen
            Methode, wie Emile Durkheim sagte.84 Alles Vergleichen dient dazu, Differenzen zu gewinnen, um historische Besonderheiten
            zu bestimmen und zu erklären.
         

         Es gibt viele Typen von Monarchien; und sie alle sind konzeptuell zu konstruieren
            als Varianten. Varianten zu bestimmen ist das forschungspraktische Ziel aller Kulturwissenschaft;
            und die kardinale Operation beim Bestimmen ist diejenige, Differenzen festzustellen
            und sie sachlich zu beschreiben. Von den Differenzen ausgehend lassen sich Varianten
            ideell konstruieren und – meist aber nicht immer – auch die Dynamiken erschließen,
            die von einer Variante zur anderen überleiten. Vergleichen dient also dem Differenzieren.
            Um zu vergleichen, das zu betonen wurde Max Weber nicht müde, benötigt man Gesichtspunkte.
            Wollen wir Aufschlüsse über den Prinzipat erhalten, scheint es ratsam, die leitenden
            Gesichtspunkte aus einer theoretischen Annahme und aus mehreren empirischen Tatsachen
            zu entnehmen. Die theoretische Annahme lautet: ›Die Modalitäten des Herrscherwechsels
            erhellen maßgeblich die Funktionsweise einer Monarchie; und sie legen deren politische
            Struktur offen.‹ Die empirischen Tatsachen müssen vergleichstauglich sein, um Gesichtspunkte
            zu liefern; sie müssen sich auf die Modalitäten des Herrscherwechsels beziehen. Mit
            ihrer Hilfe gewinnt der Forscher relevante Differenzen. Die kulturwissenschaftliche
            Erkenntnis besteht darin, solche Differenzen zu konzeptualisieren – ›unter Begriffe
            zu fassen‹, wie Max Weber sagte. Es sind vor allem vier empirische Tatsachen, die
            konzeptionell wichtige Differenzen zum Vorschein bringen.
         

         Erste Tatsache: Niemals stand die römische Monarchie infrage. Seit Augustus gab es
            keinen Versuch, jemals die Republik in Form einer Herrschaft des Senates wiederherzustellen.
            Das heißt aber, daß die römische Monarchie legitim war, und zwar fraglos. Anders der
            einzelne Kaiser. Er war nur so lange legitim, wie er nicht stürzte. Die Folgerung
            aus dieser empirischen Tatsache lautet: Die Legitimität des Kaisers war entziehbar.
            Eine entziehbare Legitimität nenne ich Akzeptanz. Damit haben wir eine Differenz gewonnen.
            Denn die römische Monarchie unterschied sich von allen Monarchien, in denen ein König
            nicht gestürzt werden konnte: Das sind etwa die Monarchien Dänemarks, Frankreichs,
            Äthiopiens, und – von wenigen Ausnahmen abgesehen – Japans. Dort waren nicht nur die
            Monarchien legitim, sondern die einzelnen Herrscher waren unantastbar; ihre Herrschaftsbefugnis
            war nicht entziehbar; sie waren fraglos legitim. Zwar fielen zwei französische Könige –
            Heinrich III. 1589 und Heinrich IV. 1610 – einem Mordanschlag zum Opfer; doch beide
            Könige waren religiös umstritten in einem Land, das von schwersten Religionskriegen
            zerrüttet war.
         

         Zweite Tatsache: Von der Etablierung des Prinzipates durch Augustus bis zum Tode von
            Septimius Severus 211 n. Chr. – das sind 237 Jahre – regierten 21 anerkannte Kaiser.
            Von ihnen starben neun eines gewaltsamen Todes. Das sind erstaunlich viele. Doch ein
            genauer Blick zeigt, daß vier von ihnen während der Usurpationswelle von April 68
            bis Dezember 69 umkamen und daß drei ihr Leben verloren in der Usurpationswelle der
            Jahre 193 bis 196. In jenen 231 Jahren, in denen keine Usurpation gelang, wurden somit
            lediglich zwei Kaiser ermordet, nämlich Caligula und Domitian. Das bedeutet: Obschon
            römische Kaiser prinzipiell sturzgefährdet waren, mußte ein Herrscher sich keineswegs
            bedroht sehen. Die Kaiser, auch die durchschnittlichen, konnten auf ihre Akzeptanz
            vertrauen. In diesem Zeitraum der ›ruhigen‹ 231 Jahre scheiterten drei Usurpationsversuche –
            42 n. Chr. gegen Claudius, 89 gegen Domitian, 176 gegen Marcus Aurelius. Analysiert
            man die Struktur der römischen Monarchie muß man in Rechnung stellen, daß in unterschiedlichen
            politischen Konjunkturen die Kaiser unterschiedlich stark gefährdet waren. Zieht man
            die persische Monarchie der achämenidischen Ära zum Vergleich heran, dann wird das
            Bild deutlicher. Dort vollzog sich wahrscheinlich kein einziger Herrscherwechsel friedlich.85 Die königlichen Inschriften deuten nur sparsam die innerdynastischen militärischen
            Duelle an; doch einige Könige sind redseliger, weil sie glaubten, ihren Erfolg der
            Gnade Ahura-Mazdas zu verdanken. Darius I. führte einen regelrechten Krieg gegen Gaumata,
            der Kambyses gestürzt hatte, ferner gegen Vahazdata, der gegen ihn rebellierte. Nach
            dem Tode Artaxerxes I. 424 v. Chr. wurde der Nachfolger Xerxes II. umgebracht; und
            es brach ein Krieg zwischen zwei Prätendenten aus, von denen sich der spätere Darius
            II. durchsetzte. Der jüngere Kyros entfachte einen großräumigen Krieg gegen seinen
            Bruder Artaxerxes II., als dieser im vierten Jahr seiner Regierung war. Desgleichen
            gelangte Darius III., der Kontrahent Alexanders des Großen, 336 mitnichten friedlich
            auf den Thron. Alle persischen Usurpatoren entstammten der königlichen Familie, entweder
            als Söhne eines Königs oder als Enkel und Urenkel. Im Vergleich dazu war die Nachfolge
            im Römischen Reich eine sehr sichere Sache; und die Usurpationen waren geradezu ein
            harmloses Phänomen.
         

         Dritte Tatsache: Wenn in Rom ein Kaiser stürzte, dann verlor nicht nur er das Leben,
            sondern seine Söhne mit ihm. Die Monarchie überdauerte, die Herrscherfamilie keinesfalls.
            Wenn hingegen in Konstantinopel ein Sultan stürzte, dann kam der nächste immer nur
            aus der Familie Osman. Und wenn in Sparta ein König in einem gerichtlichen Verfahren
            abgesetzt wurde, dann ersetzte man ihn durch einen Angehörigen desselben Königshauses.
            Eine weitere Differenz wird sichtbar: Es gibt dynastische Monarchien und es gibt nicht-dynastische
            Monarchien. Und es gab dynastische Monarchien, in denen der Herrscher beseitigt werden
            konnte, ohne daß die Dynastie stürzte. Die römische hingegen war eine nicht-dynastische
            Monarchie, obgleich sich manche Dynastien über drei Generationen hielten.
         

         Vierte Tatsache: Römische Kaiser konnten auf zweierlei Weisen stürzen. Manche wurden
            im Palast ermordet; einige jedoch stürzten, weil ein Heeresverband einen Gegenkaiser
            erhob und auf Rom marschierte. Eben dies war in einigen Monarchien ausgeschlossen:
            Es passierte nie in Japan; und im osmanischen Reich, wo acht Herrscher stürzten, passierte
            es nur zweimal – während der Regierung Bayezids II. Dort waren herrschaftsfähig nur
            die agnatischen Verwandten des Sultans. Hätten Agnaten die Grenzheere befehligt, wären
            Usurpationen möglich gewesen. Doch die Sultane beugten vor; darum kam es nur zweimal
            zu einer regelrechten Usurpation. Dennoch wurden Sultane getötet und durch Agnaten
            ersetzt. Allerdings geschah das praktisch nur innerhalb des Palastes; palastferne
            Gruppen oder Einheiten griffen in diese Aufstände nicht ein. Also wiederum eine Differenz:
            In manchen Monarchien ist nur die Ermordung im Palast möglich, in Rom aber die offene
            militärische Konfrontation. Aus ihr ergibt sich eine Hypothese: Wenn man in vielen
            Monarchien zuerst den alten Herrscher töten muß, bevor man den neuen erheben kann,
            dann dürfte der Grund darin liegen, daß die Funktionsweise dieser Monarchie es nicht
            erlaubt, den Herrscher öffentlich herauszufordern. Bei der offenen Herausforderung
            tritt ein Gegenkaiser auf, obwohl der amtierende noch lebt. Bei der Verschwörung,
            deren Verlaufstypen von der Palastrevolte (weiteste Beteiligung) bis zur innerfamiliären
            Anwendung von Gift (engste Eingrenzung der Beteiligten) reichen können, wird immer
            zuerst der Herrscher getötet, anschließend der neue Monarch präsentiert. Der Unterschied
            zwischen beiden Beseitigungsweisen des Herrschers rührt aus einer verschiedenartigen
            Konstitution der politischen Systeme. Damit gelangt man zu einem neuen Fragekomplex:
            Die politische Möglichkeit, den Inhaber der Herrschaft herauszufordern, dürfte in
            den unterschiedlichen Monarchien ganz verschiedenen Faktoren geschuldet sein; und
            daraus ergeben sich neue Differenzen. Im Imperium Romanum jedenfalls waren ganze Truppenverbände
            bereit, unter bestimmten Bedingungen, von ihrem Kaiser abzufallen, einen neuen Imperator
            zu erheben und mit ihm auf Rom zu marschieren. Diese Herausforderung – natürlich bei
            Lebzeiten des amtierenden Herrschers – nenne ich eine Usurpation. Somit sind die Monarchien
            mit gewaltsamem Herrscherwechsel nochmals zu sortieren, und zwar danach, ob sie usurpationsfrei
            sind oder usurpationshaltig – zu letzteren gehörten zeitweise die englische und die
            deutsche Monarchie.
         

         Wie nun diese Besonderheiten konzeptualisieren? Auf keinen Fall, indem man die historisch
            vorgefundenen Monarchien mit jenen Kategorien etikettiert, die Max Weber als Typen
            legitimer Herrschaft skizziert hat. Will man die römische Monarchie näher bestimmen,
            dann ist es verkehrt, jene Typen Webers als fertige Schubladen zu benutzen, um den
            Prinzipat in eine von ihnen zu stopfen. Man hört in der Fachwissenschaft häufig die
            Frage: ›War der Prinzipat eine traditionale, eine charismatische oder eine legale
            Herrschaft?‹ Aber im Horizont der Weber’schen Soziologie ist diese Frage sinnlos.
            Sie entspringt einem Unverständnis der theoretischen Grundlagen; und sie enthüllt,
            wie unvertraut die neokantianischen Theorieansätze im postphilosophischen Zeitalter
            geworden sind.86 Denn die drei Weber’schen Idealtypen von legitimer Herrschaft sind keine empirischen
            Kategorien. Sie bieten modellhaft radikal vereinseitigte Autoritätsformen, welche
            sowohl einen spezifischen Gehorsamsmodus erklären als auch die Konfliktzone abstecken,
            auf der die Herrschenden sich bewähren müssen.87

         Die Idealtypen sind logisch konstruierte Extrempunkte, die in der historischen Realität
            niemals existieren können; sie haben strenggenommen einen quasi-transzendentalen Charakter.
            Ihre Funktion ist rein heuristisch. Als logische Fluchtpunkte erlauben sie dem analysierenden
            Forschen, empirische Begriffe, dem Material angemessen, von den äußersten Fällen her
            zu konstruieren, diese soziologisch zu spezifizieren und historisch zu modifizieren.
            Für die Forschungspraxis heißt das: Jede Herrschaft in Gesellschaften, die sich nicht
            mehr im vorstaatlichen Stadium befinden, muß sowohl traditionale als auch legale als
            charismatische Elemente enthalten. Will man eine historisch besondere Herrschaftsweise
            konzeptuell bestimmen, konstruiert man nolens volens Realkategorien. So ist z. B.
            das Konzept ›dynastische Monarchie‹ eine Realkategorie. Jede Realkategorie ist ein
            Differenzbegriff, denn sie untergliedert sich in Varianten, obschon sie als Bezeichnung
            eine synthetisierende Leistung erbringt. Im Klartext: Das bloße Subsumieren von ähnlichen
            Phänomenen unter einen sogenannten Oberbegriff schafft keine semantische Genauigkeit.
            Begriffe haben nicht nur eine scharfe Außengrenze – gemäß Spinozas Diktum omnis determinatio est negatio –, sondern überdies eine logische Binnenstruktur. Für die Außengrenze des Begriffs
            sorgt seine schneidende Definition; sie untersagt, daß man ihn metaphorisch gebraucht
            oder ihn auf seine Etymologie reduziert. In seinem Inneren ist der Begriff ein kategorial
            geformetes Gedankengebilde; er besitzt eine logische Struktur, welche ihn wissenschaftlich
            operationabel macht – und zwar weit über das bloße Klassifizieren hinaus. Logisch
            ist diese Struktur, weil der Begriff auf synthetische Weise erstens definierte Komponenten
            beinhaltet, und zweitens diese Komponenten in definierte Relationen zueinander setzt.
            Ein solcherweise konstruierter Begriff wird dynamisch, weil man im Geiste seine Komponenten
            und die Bezüge zwischen denselben verändern kann; und mit dieser intellektuellen Operation
            erzeugt man gedachte – also hypothetische – Varianten innnerhalb des Begriffs.88 Das klingt kryptisch. Doch es ist ein einfacher Gebrauch des methodischen Bestecks
            unserer Wissenschaft, wie sich im Folgenden zeigen wird. Realkategorien lassen sich
            soziologisch spezifizieren und historisch modifizieren. Und dieses Modifizieren ist
            ein forschungspraktisches Ziel, um historische Erkenntnisse begrifflich zu sichern.
         

         Das Mißverständnis, wonach der Prinzipat eine ›charismatische Herrschaft‹ gewesen
            sei, läßt sich dementsprechend auflösen. Ein römischer Princeps herrschte, weil sein
            Vorgänger ihn zum Kaiser designiert oder die Truppen ihn erhoben hatten. Seine Amtsgewalten
            waren – obwohl enorm umfangreich – klar definiert, was das Merkmal einer legalen Herrschaft
            wäre. Sie unterschieden sich nicht von den Amtsgewalten seines Vorgängers, was der
            Herrschaft einen traditionalen Charakter verleihen würde. Mußte der Princeps irgendwelche
            ›außeralltäglichen‹ Qualitäten unter Beweis stellen?89 Die Kapitel zur Plebs urbana, zur Senatorenschaft und zum Heer werden verdeutlichen,
            daß diese Erwartung nirgends wirkte. Die einzelnen Sektoren begnügten sich damit,
            daß der Princeps das was er tat, ›gut‹ tat. Kaiser standen nicht unter dem Druck,
            ›die Besten‹ zu sein. Sie waren der aristokratischen Konkurrenz nicht ausgesetzt und
            mußten daher nichts ›beweisen‹. Römische Kaiser waren keine charismatischen Herrscher.
         

         Die Extravaganzen einiger Kaiser – Caligula und Nero – bezogen sich auf keinerlei
            ›Konkurrenz‹ im politischen Raum. Niemand zwang den beiden eine solche Konkurrenz
            auf. Sie standen nicht unter dem Druck zu beweisen, daß sie Menschen von ›außeralltäglichen‹
            Fähigkeiten waren. Trotzdem begaben sich zwei Kaiser – Nero und in anderer Hinsicht
            Commodus – aus eigenem Antrieb in agonale Situationen. Nero suchte als Sänger, Schauspieler
            und Wagenlenker agonale Wettstreite, die er selber szenographierte. Seine Transgressionen
            verletzten zwar die politische Semantik, aber sie fanden nicht im engeren politischen
            Bereich statt.
         

         Das war bei Caligula anders.90 Er pflegte Exzentrik auf fast allen Gebieten, und er schonte dafür auch nicht die
            riesigen Ressourcen des Reiches. Exzentrik ist freilich ein schwieriger Gegenstand
            für alle politische Semiologie. Denn sie ist kein Symptom für Streben nach Prominenz.
            Prominenz bedeutet hervorzuragen auf einem Forum, wo die Regeln der Konkurrenz gelten.
            Nero strebte nach solcher Prominenz – obschon auf einem Gebiet, wo es Aristokraten
            untersagt war, prominent zu sein. Caligula tat das nicht. Seine Extravaganzen bestanden
            vor allem darin, die Regeln des Umgangs zu deformieren, ja sogar die großen politischen
            Rituale zu pervertieren. Seine Transgressionen verhöhnten sämtliche ›Leitideen‹ der
            politischen Tradition Roms. Sie waren schiere Manifestationen von Majestät und von
            quasi grenzenloser Verfügungsmacht. Sie nähern sich semantisch jenen von Georges Balandier
            untersuchten Transgressionen an, mit denen in manchen Monarchien die Herrscher sich
            in eine quasi-sakrale Sphäre erheben.91 Caligula war der Gedanke fremd, sich in eine konkurrenzhaltige Reihe mit großen Römern
            der Vergangenheit zu stellen, geschweige denn mit den Senatoren seiner Umgebung. Falls
            er sich überhaupt mit Menschen verglich, dann mit den Großkönigen vergangener Zeiten.
            Alle seine Nachfolger wußten, daß sie als römische Monarchen in einer Reihe standen
            mit den großen Monarchen der außerrömischen Vergangenheit, nämlich mit Kyros, Kambyses,
            Alexander, und Semiramis.
         

         Es blieb nicht aus, daß Kaiser ihre Vorgänger zu überbieten trachteten. In den bildlichen
            Darstellungen bewirkte dieser Trend fortgesetzte Steigerungen: Bis Nero war die Strahlenkrone
            ein Attribut der divinisierten Römer; er übernahm sie zu Lebzeiten. Domitian ließ
            sich als erster Kaiser darstellen mit dem Blitzbündel – einem Attribut Jupiters –
            in der Hand. 92 Diese Steigerungen sind weit davon entfernt, eine fortschreitende ›Charismatisierung‹
            auszudrücken. Wie wenig ›außeralltäglich‹ ein Kaiser war, geht deutlich hervor aus
            der geringen Sakralisierung seiner Person.93 Im Gegenteil, seit Caligula fürchteten alle drei maßgeblichen Sektoren die ›Außeralltäglichkeit‹
            eines Kaisers. Hinfort wußten sie, was es hieß, wenn ein Kaiser sich ›außeralltäglich‹
            benahm. Das hatten sowohl die germanischen Legionen zu spüren bekommen, als auch die
            Senatoren und – am Ende – die Plebs urbana. Erwünscht war nun eine eher ›alltägliche‹
            Tüchtigkeit – banal gesagt: Der Kaiser sollte seine Aufgaben erfüllen; und um das
            zu leisten, dazu wurden römische Senatoren schon früh erzogen.
         

         Nur die Truppen legten an den Kaiser Leistungskriterien an, die unter Umständen das
            ›Alltägliche‹ überstiegen. Darum war es theoretisch denkbar, daß ein Kaiser tatsächlich
            die Folgen von militärischen Streß zu spüren bekam. Zwar brauchte Nero kein einziges
            Mal an die Front zu kommen, obschon der Konflikt mit den Parthern von 54 bis 65 andauerte.
            Die Truppen erwarteten das nicht, solange fähige Kommandeure vor Ort die Operationen
            gut leiteten. Doch Domitian mußte auf die veränderte militärische Wetterlage reagieren.
            Als erster Kaiser überhaupt geriet er unter den Druck, das Kommando an der Donau persönlich
            zu übernehmen.
         

         Dieser Umweg sollte veranschaulichen, daß es untunlich ist, den Prinzipat als ›charismatische
            Herrschaft‹ zu klassifizieren, so als könne man den Weber’schen Begriff wie eine empirische
            Kategorie verwenden. Vielmehr gilt es, die konzeptuellen Konstrukte gemäß den theoretischen
            Vorgaben des neokantianischen Soziologen forschungspraktisch zu gebrauchen. Gültig
            bleibt jener Unterschied, den Max Weber machte zwischen bloßer Macht einerseits und
            Herrschaft anderseits. Mit seiner theoretischen Matrix läßt sich eine Vielfalt von
            akzeptierter Herrschaft konzipieren – auch über die Weber’schen Beispiele hinaus.
            Nun spricht Weber nicht von akzeptierter, sondern von legitimer Herrschaft. Wie sollen
            seine Kategorien dann taugen? Indes, die Weber’schen Typen legitimer Herrschaft haben
            mit dem klassischen Legitimitätsbegriff nichts zu tun; sie implizieren weder die Unverlierbarkeit
            der Herrschaft (dynastische Legitimität), noch die vorgängige Zustimmung zu einem
            Verfahren, welches Herrschaft zuweist und entzieht (konstitutionelle Legitimität).94 Vielmehr nehmen sie die Umstände und Dispositionen in den Blick, welche die Beherrschten
            dazu veranlassen, den Herrschenden zu gehorchen. Eben darum geht es. Auszugehen ist
            von dem Axiom, jedwede Herrschaft beruhe auf der vorgängigen Fügungsbereitschaft der
            Beherrschten. Gehorsam gibt es freilich nicht umsonst. Die Bereitschaft zu gehorchen
            beruht immer auf Erwartungen. Diese unterscheiden sich kulturell und historisch; daher
            differieren die Modalitäten des Gehorsams. An diesen Differenzen hat die historische
            Analyse sich abzuarbeiten.
         

         Um die Modalitäten des Gehorsams in unterschiedlichen Monarchien zu ermitteln, ist
            zu beachten, daß überall spezifische ›Gruppen‹ die jeweilige Monarchie tragen. Will
            man nun eine bestimmte Monarchie – in unserem Falle den römischen Prinzipat – in ihrer
            Eigenheit absetzen von anderen, dann sind die diesbezüglichen Fragen forschungspraktisch
            zu konkretisieren:
         

         
            	a)

            	
               Wieviele Gruppen tragen die Monarchie? Die verschiedenen Gruppen und Schichten sind
                  politisch sehr ungleichwertig hinsichtlich ihrer Funktion, das monarchische System
                  zu stützen. Da das soziologische Konzept ›Gruppe‹ auf einige von diesen nicht paßt,
                  empfiehlt es sich, von ›politisch maßgeblichen Sektoren‹ zu sprechen.
               

            

            	b)

            	
               Welche Anforderungen stellen diese maßgeblichen Sektoren an den Herrscher? Diese Frage
                  folgt aus der Weber’schen Definition von Herrschaft. Je homogener die einzelnen ›Sektoren‹
                  sozialisiert sind – je höher ihr Normenkonsens ist –, desto eindeutiger müßten auch
                  die besagten Anforderungen sein.
               

            

            	c)

            	
               Divergieren diese Anforderungen? Wenn es mehrere ›Sektoren‹ sind, dann richtet jeder
                  derselben seine eigenen Erwartungen an den Herrscher. Divergieren diese Erwartungen
                  erheblich, dann hat der Herrscher Mühe, ihnen allen zu genügen. Wir werden sehen,
                  daß diese Insuffizienz in der römischen Monarchie besonders akut werden konnte.95

            

            	d)

            	
               Welche Mißgeschicke werden ihm angelastet? Diese Frage stellt sich, falls der Herrscher
                  in Person für Rückschläge und Katastrophen haftet. Die Desaster selber – Seuchen,
                  Überschwemmungen, Mißernten, Erdbeben, militärische Niederlagen usw. – können teilweise,
                  gänzlich oder gar nicht durch kollektives menschliches Handeln, für welches der Herrscher
                  ja zuständig ist, abgewehrt oder gemildert werden. Das Ausmaß der Unverfügbarkeit
                  für menschliches Handeln bestimmt in hohem Grade, wie stark die Herrschaft sich auf
                  das religiöse Feld beziehen muß: Naturkatastrophen abzuwehren und gute Ernten zu gewährleisten
                  liegt sehr viel weniger in der Hand einer Regierung als die Abwehr kriegerischer Bedrohungen,
                  denen – im Normalfall – bereits mit militärischer Vorsorge und nötigenfalls mit den
                  feldherrlichen Qualitäten des Herrschers beizukommen ist. Der Modus und das Ausmaß,
                  in dem die Monarchie auf das religiöse Feld angewiesen ist, verändern deren Struktur
                  und Funktionsweise erheblich; unter Umständen gerät die monarchische Handlungskapazität
                  unter weitgehende theokratische Kontrolle.
               

            

            	e)

            	
               Ist der Herrscher als Person ›immunisiert‹ gegen die Anforderungen? In vielen Monarchien
                  erwarten die Beherrschten zwar, daß der Monarch gut regiert; aber sie machen ihn nicht
                  persönlich verantwortlich, wenn unglückliche Begebnisse und Schäden das Reich heimsuchen.
                  Stattdessen lasten sie das Unheil unfähigen und böswilligen Funktionsträgern an, vielleicht
                  auch einem kollektiven rituellen oder gar moralischen Verschulden. Leistet die dominierende
                  kulturelle Semantik zuverlässig eine derartige Zurechnung, dann ist der Herrscher
                  weitgehend ›immunisiert‹. Bei totaler Immunisierung – falls sie sich politisch überhaupt
                  realisieren läßt – wird der Herrscher tendenziell ›unsichtbar‹, werden Kindkaiser
                  möglich sowie lange Regentschaften.
               

            

         

         Fazit: In allen Monarchien ist der Handlungsspielraum des Herrschers eingeschränkt,
            weil die Monarchie selber sich auf konkrete ›Sektoren‹ stützt, deren Gehorsam dem
            Monarchen zu herrschen erlaubt. Sogar jene Willkürakte, mit denen Monarchen in manchen
            semistaatlichen Gemeinschaften ihre Enthobenheit demonstrierten, waren in deren politischer
            Symbolik vorgesehen – als transgressorische Akte mit mythogener Wirkung, darauf abzweckend,
            die Person des Herrschers zu sakralisieren. Maßgebliche Gruppen akzeptierten sie nicht
            nur, sondern forderten sie ein und mitvollzogen sie. Damit ist die Frage aufgeworfen,
            ob Herrschaftsverhältnisse ›ausgehandelt‹ werden.
         

         Der Term ›Aushandeln‹ ist in Teilen der Geschichtswissenschaft zum modischen Zauberwort
            geworden. Es soll Sachverhalte begrifflich einfangen, die bisher angeblich unterbelichtet
            geblieben seien, insbesondere den Umstand, daß Herrschaft in hohem Maße von den Beherrschten
            mitgestaltet werde. Diesen Sachverhalt hat jedoch vor einem Jahrhundert Max Weber
            als einen selbstverständlichen zu einem zentralen Gegenstand des Forschens gemacht.
            Freilich ist bei ihm die vorgängige Zustimmung der Beherrschten soziologisch spezifiziert:
            Jedweder Herrschaftsweise entspricht eine spezifische Gehorsamsmodalität. Allerdings
            ist diese eo ipso verhältnismäßig stabil. Das Theorem des Aushandelns mißachtet diese
            Stabilität; denn es definiert jede konkrete Situation als ›offen‹. Doch ›offen‹ sind
            Situationen nur, wenn nicht von Herrschaft die Rede ist, sondern von Macht. Herrschaftsverhältnisse
            ersparen es den Akteuren, jedes Mal ihre Machtpotentiale gegeneinander zu erproben.
            Herrschaft leistet etwas Ähnliches wie die Institutionen; sie entlastet die handelnden
            Menschen. Denn gerade dieses Erproben, wovon das ›Aushandeln‹ nur ein Sonderfall ist,
            bringt hohe politische Kosten und Reibungsverluste mit sich. Beim Verhandeln verzichten
            die Akteure darauf, sich auf gemeinsame Werte zu berufen. Der Modus des Verhandelns
            begünstigt die größeren Machtpotentiale und die Wucht, mit der die Beteiligten ihre
            Präferenzen vorbringen. All das ist in der Institutionentheorie ausgiebig erörtert
            worden. Freilich wurde dieses Wissen teilweise über Bord geworfen, als die Forschungen
            der Microstoria in den 90er Jahren ihren Aufschwung nahmen. Die Autoren des ›Aushandelns‹
            folgen dem methodischen Individualismus der Microstoria und erliegen deren Neigung,
            sowohl die Normen als auch die institutionellen Zwänge abzuwerten. So gerät aus dem
            Blick, daß Institutionen dem ›Aushandeln‹ sehr enge Grenzen setzen können.96 Herrschaftsbefugnisse werden in hochinstitutionalisierten Monarchien niemals ausgehandelt.
            Sogar die Kapitulationen vor der Wahl deutscher Könige waren vorgängig geschlossene
            Verträge; sie legten die Befugnisse fest, damit man den Gehorsam nicht immer wieder
            ›aushandeln‹ mußte. Niemals haben römische Legionen mit ihren Imperatoren darüber
            verhandelt, ob sie Gehorsam zu leisten haben oder nicht. Solange sie ihn als ihren
            Imperator anerkannten, leisteten sie einen regulären Gehorsam. Sobald sie diesen Gehorsam
            verweigerten, erkannten sie ihn nicht mehr als ihren Imperator an. Die Kategorie ›Aushandeln‹
            macht bei institutionalisiertem Gehorsam keinen Sinn. Für sie gibt es keinen Gegenstand,
            solange Institutionen das kollektive Agieren vorformen. Der Begriff des ›Aushandelns‹
            ist dort angebracht, wo unterschiedliche Interessen kollidieren und man sich darauf
            einigen muß, wie man sie ausgleicht – ähnlich wie beim Verhandeln über den Preis eines
            Autos. Doch die ritualisierten Aktionen der antiken Gruppen gingen fast nie um Interessen,
            sondern um Normen und Werte. Hierbei ist Verhandeln nicht möglich. Doch dafür können
            die Regierenden den Protestierenden Sachverhalte erläutern und auch andere Normen
            ins Feld führen – wovon im Kapitel 2 die Rede sein wird. Und schließlich bewegen sich
            die ritualisierten Aktionen auch deshalb außerhalb des ›Aushandelns‹, weil sie sich
            innerhalb von Spielräumen vollziehen. Und diese Spielräume sind abgesteckt von den
            Kräfteverhältnissen im politischen System, wie im Folgenden verdeutlicht wird.
         

         Das tangiert auch das Konzept der ›Transgression‹. Dieses und das Aushandeln’ schließen
            sich gegenseitig sachlich aus. Denn ›Transgression‹ bedeutet, eine rote Linie überschreiten.
            Deutlicher gesagt: Transgressionen sind nur möglich, wenn kardinale Normen schwer
            verletzt werden. Eine rote Linie zu überschreiten heißt eine von allen geteilte und
            als fundamental erachtete Norm verletzen. Eine solche Norm ist nicht verhandelbar.
            Verhandeln läßt sich überhaupt erst auf der Basis bestimmter allseitig anerkannter
            Grundnormen. Wird eine solche Grundnorm schwer verletzt, dann provoziert der Verletzer
            Reaktionen, in denen die beleidigte Seite Machtmittel jenseits des Verhandelns einsetzt
            oder einzusetzen droht. Auch in diesem Falle verliert das Wort ›Aushandeln‹ seine
            definitorische Zuständigkeit. Spannend ist der Fall, wo innerhalb ein und derselben
            Gesellschaft eine bestimmte Norm nur von einer Gruppe geteilt wird, von einer anderen
            nicht. In diesem Falle handelt es sich nicht um eine verbindliche Norm; und dann ist
            die Linie, welche jemand überschreitet, eben nicht für alle rot. Das sind keine eit-len
            Überlegungen. Denn wenn wir fragen, wieso römische Kaiser stürzten, dann haben wir
            zu beachten, daß römische Monarchen stets einer ›Imago‹ zu genügen hatten – einem
            geronnenen Profil von Ansprüchen an ihr Verhalten.
         

         Ergebnis: Es erhellt sich, wieso es keinen Absolutismus in Rom gegeben hat, obwohl
            einzelne Kaiser ihre Machtpotentiale in einem Maße einsetzten, wie es frühneuzeitliche
            Monarchen nicht vermochten. Obschon Tacitus sagt, Augustus hätte die »Aufgaben des
            Senates, der Magistrate und der Gesetze an sich gezogen«, so konnte doch unter Gesichtspunkten
            der Politischen Soziologie eine Monarchie niemals absolut werden. Das Konzept ›Absolutismus‹
            verdankt sich den Definitionen von ›Despotie‹ oder auch von ›Tyrannis‹ aus der politischen
            Philosophie; es hat seinen Kurswert gewonnen in den semantischen Kämpfen um die verfassungsmäßige
            Einschränkung der monarchischen Machtfülle.97 Doch aus juridischen Definitionen läßt sich nicht herauslesen, wie die Herrschenden
            tatsächlich herrschten. Damit ist die juridische Terminologie nicht um ihren Wert
            gebracht; doch sie hat sich ins Verhältnis zu setzen zur Historischen Soziologie und
            zur spezifischen politischen Kultur.98

      

      
         
            1.4 Der ›historische Pakt‹ des Prinzipates
            

         

         Um das politische System der römischen Monarchie konzeptionell zu erfassen, ist der
            herkömmliche Verfassungsbegriff zu modifizieren. Diesen könnte man grob folgenderweise
            umreißen: ›Verfassung ist die Summe aller Regeln, gemäß welchen abgegrenzte Herrschaftsbefugnisse
            bestimmten Personen oder Gruppen erteilt werden.‹ Damit läßt sich die Ausübung von
            Herrschaft in der griechischen Polis grosso modo beschreiben, jedoch nicht diejenige
            in Rom. Die Herrschaftsbefugnisse (z. B. das imperium consulare und proconsulare oder die tribunicia potestas) sind von einem derartigen Umfang, daß man mit ihnen schon das Funktionieren der
            Römischen Republik nicht erklären kann.99 Selbstverständlich war die kompetenzmäßige Abgrenzung der Herrschaftsbefugnisse wichtig.
            Jedoch entschied der Konsens der Senatoren darüber, wie diese Befugnisse jeweils zu
            gebrauchen waren. Nun ist in jedem politischen System die staatsrechtlich geformte
            Verfassung – falls vorhanden in Form von gesatztem Recht – zu unterscheiden von ihrer
            praktischen Implementierung; letztere fällt in das Gebiet der ›Politischen Kultur‹.
            Im Prinzipat klafften Staatsrecht und tatsächliche Herrschaftspraxis sehr weit auseinander.
            Die Machtfülle des römischen Kaisers übertraf an Umfang diejenige ›absolutistischer‹
            Herrscher bei weitem. Die Verrechtlichung der kaiserlichen Gewalt bot dagegen keinerlei
            Schutz, im Gegenteil: Die republikanischen Gewalten, aus welchen sich die Amtsgewalt
            des Kaisers zusammensetzte, verhinderten den kaiserlichen Absolutismus nicht nur nicht,
            sondern begründeten einen solchen geradezu. Nach Theodor Mommsen ist »der Competenzbegriff,
            der das Wesen der republikanischen Magistratur ist, […] in dem Principat so weit ausgedehnt,
            daß diese Schranken factisch der Schrankenlosigkeit nahe kommen.«100 Gerade das Recht machte aus dem Kaiser einen ›absoluten‹ Monarchen. In der historischen
            Realität war er das nicht, weil die Herrschafts-praxis selber das Staatsrecht ›einschränkte‹.
            Diejenige ›Verfassung‹, die faktisch wirkte, ließe sich praxeologisch so umreißen:
            ›Verfassung meint die Gesamtheit der Regeln und Praktiken eingeforderter Kommunikation
            und Interaktion der politisch relevanten Gruppen untereinander und jeder einzelnen
            mit dem Kaiser‹.
         

         Fragt man nach den Gruppen, die eine auffällig intensive Beziehung zum Zentrum der
            Macht, zum Kaiser, unterhielten, so finden sich ihrer drei, nämlich die Plebs urbana,
            der Senat und das Heer. Diese drei Schnittmengen aus der politischen Gemeinschaft
            aller römischen Bürger im Imperium sind als ›maßgebliche Sektoren‹ anzusprechen –
            um Gruppen im soziologischen Sinne handelt es sich nicht. Maßgeblich waren diese Sektoren,
            weil es von ihnen abhing, wie stabil die Herrschaft des jeweiligen Kaisers war. Die
            Interaktion dieser Sektoren untereinander und mit dem Kaiser vollzog sich – wie Paul
            Veyne es nennt – auf der Basis eines »historischen Paktes«. Dieser Term bezeichnet
            den vorgängigen Grundkonsens im Rahmen eines politischen Systems, in welchem das Bewußtsein
            politischer Zusammengehörigkeit und die Solidarität gegen jegliche Bedrohung von außen
            ausreichten, um die Reproduktion des sozialen Systems zu garantieren – trotz großer
            sozialer und politischer Ungleichheiten. Veyne nennt den »pacte historique« einen
            »contrat«, womit er den Begriff explizit auf die Theorien des Gesellschaftsvertrages
            bezieht. Indes, dieser »contrat« unterscheidet sich von jenen in mehreren Hinsichten:
            a) Er ist vorbegrifflich, d. h. er findet sich nirgends explizit formuliert, daher
            läßt er sich nur erschließen aus dem Verhalten der agierenden Gruppen – aus der impliziten
            Semantik ihrer Praktiken; b) er bildet den Rahmen für deren Verhalten, ist diesem
            also vorgeordnet: »le contrat ne découle pas de l’essence du politique […] le contrat
            ne se réduit pas non plus aux réactions quotidiennes; au contraire, il les explique
            et les limite, il leur est présupposé«. Ein solcherweise definierter ›Vertrag‹ läßt
            Typenbildung zu und wird damit für die historische Forschung verwendbar.101
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